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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2011 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2011 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Die Schweizer Politik im Jahr 2011 stand im Zeichen der Gesamterneuerungswahlen für
das nationale Parlament. Zum ersten Mal seit 1991 konnte die SVP dabei nicht mehr
zulegen. Sie büsste 2.3 Prozentpunkte an Wählerstimmen ein, blieb jedoch mit 26.6
Prozent deutlich stärkste Partei im Parlament. Die grossen Gewinnerinnen der Wahlen
für den Nationalrat waren die GLP und die BDP, die beide je 5.4 Prozent der
Wählerschaft von sich überzeugen konnten. Die Erfolge der beiden jungen Parteien, die
auch auf ihre Frische und Unverbrauchtheit zurückgeführt wurden, gingen dabei nur
teilweise auf Kosten der SVP, die insgesamt weniger Wählerinnen und Wähler verlor, als
die von ihr abgespaltene BDP auf sich vereinen konnte. Vielmehr mussten die FDP und
die CVP grosse Verluste und einen historischen Tiefstand ihrer Wähleranteile in Kauf
nehmen. Unter dem Erfolg der GLP litten auch die Grünen, die mit viel Proporzpech ein
Viertel ihrer Sitze abgeben mussten und noch über 15 Sitze verfügen. Proporzglück
konnte hingegen die SP für sich verbuchen. Trotz dem im Vergleich zu 2007 nur noch
leichten Wählerverlust, konnten die Genossen Sitze gewinnen. Neu im Nationalrat
vertreten ist der Mouvement Citoyens Romands (MCR), der wie die Lega, die wieder mit
zwei Sitzen in Bern vertreten ist, als regionale Partei eines Grenzkantons mit dem
Schüren von Ressentiments gegen Grenzgänger punkten konnte. Ihre Sitze halten
konnte die EVP. Nicht mehr in Bern vertreten sind hingegen die EDU und die PdA;
letztere hatte seit 1947 immer mindestens ein Mandat in der grossen Kammer
innegehabt. Insgesamt führten die Wahlen von 2011 damit zu einer leichten
Verschiebung des Parteienspektrums hin zur Mitte, die sich jedoch gleichzeitig stark
aufsplitterte.

In nicht weniger als 13 Kantonen waren zweite Wahlgänge nötig, um den Ständerat zu
besetzen. Dies war insbesondere der SVP geschuldet, die mit zahlreichen landesweit
bekannten Parteiexponenten einen in der Presse als «Sturm aufs Stöckli» Niederschlag
findenden Angriff auf die kleine Kammer fuhr. Die Volkspartei schaffte es damit nicht
nur, den traditionell eher kantonal ausgerichteten Wahlkampf um die
Kantonsvertretung zu einem nationalen Ereignis zu stilisieren und mit einer gehörigen
Portion Sachpolitik zu versehen, sondern in zahlreichen Kantonen mehr Wettbewerb
und knappe Wahlausgängen zu provozieren. Ihr eigentliches Ziel, den Ständerat zu
erobern, verpasste die Volkspartei jedoch deutlich. Ihre Strategie, mit Hardlinern
Majorzwahlen zu gewinnen, ging nicht auf. Die SVP musste gar zwei Mandate abgeben. In
der kleinen Kammer kam es deshalb zu einer leichten Verschiebung zugunsten des
links-grünen Lagers. Gewinnerin der Ständeratswahlen war die SP, die zwei Sitze zulegte
und mit elf Mandaten genau gleich stark ist wie die FDP, die ein Mandat abgeben
musste. Die CVP blieb mit 13 Sitzen trotz zwei Verlusten stärkste Fraktion im Ständerat.
Einen Sitz hinzugewinnen konnte die GLP, die neu zwei Kantonsvertreter stellt, gleich
viele wie die Grünen, die ihre Sitze verteidigen konnten, was auch der BDP mit ihrem
Berner-Sitz gelang. Neben dem neu gewählten parteilosen Vater der Abzockerinitiative
Thomas Minder (SH) sitzen somit nicht weniger als sieben unterschiedliche Parteien im
Ständerat.

Hinsichtlich der Anzahl eingereichter Listen (365) und der Zahl an Kandidierenden für
den Nationalrat (3472) wie auch für den Ständerat (152) war 2011 ein Rekordwahljahr.
Ebenfalls weiterhin leicht ansteigend war die Wahlbeteiligung (48.5 %). Rückläufig war
allerdings der Anteil an Kandidatinnen. Waren 2007 insgesamt noch 35.2 Prozent aller
für den Nationalrat Kandidierenden Frauen gewesen, lag dieser Anteil 2011 noch bei
32.8 Prozent. Dieser Rückgang wirkte sich anscheinend auch auf den Frauenanteil im
Parlament aus, der zum ersten Mal seit der Einführung des Frauenwahlrechts 1971
rückläufig war: sowohl im National- wie auch im Ständerat verloren die Frauen je einen
Sitz; insgesamt werden damit im Parlament noch 67 der 246 Sitze von Frauen gehalten

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN
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(27.2 %; 2007: 28 %).

Das eher schlechte Abschneiden der SVP bei den Wahlen, das wenig professionelle
Prozedere der Volkspartei bei der Auswahl der Kandidierenden und die Unlust der
restlichen Parteien, schon wieder eine Änderung in der Besetzung des Bundesrates
vorzunehmen, führte zu einer Bestätigung der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf. Als nach wie vor stärkste Partei im Bundeshaus ist die SVP damit weiterhin
mit lediglich einem Sitz in der Regierung vertreten. Auf den durch den Rücktritt von
Micheline Calmy-Rey frei gewordenen SP-Sitz wurde der Freiburger Ständerat Alain
Berset gewählt.

Zwei internationale Ereignisse wirkten sich 2011 stark auf die Schweizer Politik aus: Die
Atomreaktorkatastrophe im japanischen Fukushima und die Krise im Euro-Raum. Die
Ereignisse in Japan waren ursächlich für eine Wende in der Schweizer Energiepolitik,
die neu auf einen progressiven Ausstieg aus der Atomenergie abzielt und vom
Bundesrat in einer neuen Energiestrategie 2050 umrissen wurde. Verschiedene
Parteien lancierten Ausstiegsszenarien und im Kanton Aargau demonstrierten mehr als
20'000 Personen gegen den Atomstrom. Die Wirtschaftskrise, welche die Schweizer
Bevölkerung laut Umfragen stark beschäftigte, wirkte sich in der Schweiz weniger stark
als erwartet aus. So sank die Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt gar von 3.9 Prozent
auf 3.1 Prozent. Im Gegensatz zu zahlreichen anderen Ländern zeigte sich der
Finanzhaushalt der Schweiz äusserst solide: 2011 resultierte ein Rechnungsüberschuss
von CHF 1.9 Mia. Allerdings litt die Exportwirtschaft unter der Frankenstärke, was die
Nationalbank zur Einführung eines Euro-Mindestkurses von CHF 1.20 veranlasste.
Darüber hinaus hiessen die Räte ein CHF 869 Mio. starkes Frankenpaket zur Entlastung
der Wirtschaft gut.

Zwar wurden im Hinblick auf die nationalen Wahlen zahlreiche Initiativen lanciert –
nicht weniger als 28 Begehren befanden sich Ende 2011 im Unterschriftenstadium und
acht wurden mit den nötigen Unterschriften eingereicht (14 waren hängig) – dennoch
kam es im Wahljahr nur zu einer einzigen nationalen Abstimmung. Die Initiative zum
Schutz vor Waffengewalt, die ein Verbot der privaten Aufbewahrung von gefährlichen
Waffen, einen Fähigkeitsnachweis und ein nationales Waffenregister gefordert hatte,
wurde von Volk und Ständen mit 56.3 Prozent Nein-Stimmenanteil abgelehnt.

Die Aussenpolitik war geprägt von eher zähen Verhandlungen zu Steuerabkommen mit
Deutschland und den USA. Mit dem nördlichen Nachbarn wurde ein
Doppelbesteuerungsabkommen vereinbart, das von beiden Räten angenommen wurde
und der Steuerstreit schien dank der Unterzeichnung des bilateralen Steuerabkommens
zwischen Bundesrätin Widmer-Schlumpf und Finanzminister Wolfgang Schäuble ein
vorläufiges Ende zu nehmen. Allerdings verhärteten sich die Fronten im Fluglärmstreit.
Der Druck der USA auf den Finanzplatz Schweiz nahm ebenfalls zu. Ein Vergleich, mit
dem der Steuerstreit beigelegt werden sollte, wurde im Berichtsjahr noch von der
kleinen Kammer gutgeheissen. Die Verhandlungen mit der EU mit Bezug auf die
Weiterentwicklung der institutionellen bilateralen Zusammenarbeit blieben hingegen
blockiert.

Einigen Wirbel verursachte der Entscheid des Bundesrates, als Ersatz für den Militärjet
Tiger F-5, den vom Schwedischen Hersteller Saab angebotenen JAS 39 Gripen zu
beschaffen. Wenige Wochen vor dem Entscheid gelangten Evaluationsdokumente an
die Öffentlichkeit, die dem Gripen ein eher schlechtes Leistungszeugnis ausstellten. Im
Rahmen der Rüstungsdebatte und mit der Diskussion des Armeeberichts entschieden
sich die Räte, die Anschaffung der Flugzeuge über das Rüstungsbudget abzuwickeln. Es
wurde auf CHF 5 Mia. festgelegt. Gleichzeitig entschied das Parlament, den
Flugzeugkauf nicht einem Volksentscheid zu unterwerfen.

In verschiedenen Geschäften zeigte sich das Parlament wenig konsensorientiert. So
wurden etwa das modifizierte Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed
Care) oder das Sportförderungsgesetz erst nach einer Einigungskonferenz
angenommen. Insgesamt waren 2011 bei neun Geschäften Einigungskonferenzen nötig
(2010: fünf; 2009: sieben), wovon bei einem Geschäft die Konferenz nicht zu einer
Lösung führte. Dabei kam es bei der Volksinitiative «Eigene vier Wände dank
Bausparen» zu einem Novum: Da der Nationalrat der Empfehlung der
Einigungskonferenz, die Initiative zur Annahme zu empfehlen, folgte, der Ständerat sich
aber querstellte, wurde die Initiative ohne parlamentarische Empfehlung zur
Abstimmung vorgelegt. Allerdings fanden die Räte nach einer Einigungskonferenz mit
den Mindestanforderungen an das Eigenkapital der Banken beim Bankengesetz eine
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Lösung für das Too-big-to-fail-Problem. Der lange Entscheidungsprozess der im April
2008 eingereichten Abzockerinitiative nahm hingegen auch 2011 noch kein Ende. Der
Nationalrat lehnte eine Bonussteuer als möglichen Gegenvorschlag ab.

Bei seinem Beschluss einer Reorganisation der Departemente ersetzte der Bundesrat
per 2013 das Volkswirtschaftsdepartement mit dem Eidgenössischen Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF), in welches auch das neu geschaffene
Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation integriert wird. Dieses
resultiert aus einem Zusammenschluss des Staatssekretariats für Bildung und
Forschung (SBF) und dem ETH-Bereich (beide bisher im EDI) sowie dem Bundesamt für
Berufsbildung und Technologie (BBT), das schon bisher im EVD (bzw. neu: WBF) war.

Politische Grundfragen:
– Zum ersten Mal wurde zu Beginn der neuen Legislatur die Nationalhymne in den
Ratssälen intoniert.
– Das Bundesamt für Kultur verabschiedete eine Liste mit immateriellem Kulturerbe.
– Das EDA beurteilte die Berichterstattung ausländischer Medien als zunehmend
kritisch.
– Die Sorgen der Bevölkerung um die Wirtschaftskrise nahmen 2011 stark zu.

Rechtsordnung:
– Die herkömmliche Identitätskarte ohne biometrische Daten bleibt erhalten und darf
weiterhin bei der Wohnsitzgemeinde beantragt werden.
– Der Datenschutzbeauftragte Hanspeter Thür zog Google Street View vor das
Bundesgericht.
– Das Parlament hiess eine Revision des Bundesgesetzes über die Wahrung der inneren
Sicherheit (BWIS) gut.
– Im Aargau demonstrierten über 20‘000 Personen gegen den Atomstrom.
– Die Bundesversammlung genehmigte das Übereinkommen des Europarates über die
Cyberkriminalität.
– Der Bundesrat erlaubte der Transportpolizei das Tragen von Feuerwaffen.
– Die Volksinitiative «Zum Schutz vor Waffengewalt» wurde an der Urne verworfen.
– Nach der Eheschliessung können neu grundsätzlich beide Ehegatten ihren
Familiennamen behalten, es sei denn, sie entscheiden sich für einen gemeinsamen
Familiennamen.

Institutionen und Volksrechte:
– Bei den Bundesratserneuerungswahlen wurde der Status Quo bewahrt. Der Sitz der
BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf wurde bestätigt und die SVP war weiterhin
nur mit einem Sitz in der Regierung vertreten. Für die zurückgetretene SP-Bundesrätin
Micheline Calmy-Rey wurde der Freiburger SP-Ständerat Alain Berset gewählt.
– Die SVP reichte ihre Initiative zur Volkswahl des Bundesrates ein.
– Die Räte beschlossen einfachere Zugänge zu Regierungsdokumenten.
– National- und Ständerat regelten die Immunitätsbestimmungen neu.
– Zum ersten Mal wählte das Parlament und nicht mehr der Bundesrat den
Bundesanwalt. Der in die Kritik geratene Erwin Beyeler wurde dabei abgewählt.
– Der Trend zu einer stärkeren Nutzung der Volksrechte hielt ungebrochen an.
– Die Räte diskutierten neue Bestimmungen zur Vereinbarkeit von Volksinitiativen und
Grundrechten.
– E-Voting wurde weiter langsam ausgebaut. 

Föderativer Aufbau:
– Die Änderung des Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) und
die Festlegung der Grundbeiträge des Ressourcen- und Lastenausgleichs wurden im
Juni des Berichtsjahres von beiden Räten angenommen.
– Die Regierungen der Kantone Bern und Jura sind sich nicht einig, in welcher Form die
Bevölkerung des Berner Juras zu einem allfälligen Beitritt zum Kanton Jura befragt
werden soll.

Wahlen:
– Bei den Nationalratswahlen konnte die neue Mitte mit GLP und BDP zulegen.
– Die FDP und die CVP büssten Sitze ein und mussten beide einen historischen
Tiefststand ihres Wähleranteils hinnehmen.
– Die seit 1991 anhaltende Erfolgswelle der SVP wurde gebremst; ihre Verluste waren
aber geringer als die Gewinne der BDP.
– Die SP konnte trotz leichten Wählerverlusten Sitze gewinnen.
– Die Grünen litten unter der Konkurrenz der GLP und mussten Wähleranteile und Sitze

01.01.65 - 01.01.22 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



abgeben.
– Neben der Lega konnte mit dem MCR eine weitere regionale Partei aus einem
Grenzkanton in die grosse Kammer einziehen.
– Im Ständerat konnte die SP zulegen, der «Sturm aufs Stöckli» der SVP scheiterte
hingegen.
– Die Wahlbeteiligung nahm erneut leicht zu.
– Der Frauenanteil im Nationalrat war erstmals seit Einführung des Frauenstimmrechts
rückläufig.
– Auch bei den kantonalen Legislativwahlen gehörten die GLP und die BDP zu den
Gewinnerinnen. Zulegen konnten hier aber auch die Grünen und die SVP.
– Auch bei den kantonalen Wahlen mussten die CVP und die FDP starke Einbussen in
Kauf nehmen.
– Die Grünen eroberten 2011 nicht weniger als vier kantonale Regierungssitze. Die Lega
avancierte in der Tessiner Regierung zur stärksten Partei.

Aussenpolitik:
– Das Parlament beschloss, die Entwicklungshilfe auf 0.5 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) anzuheben.
– Die grosse Kammer gab ihre Zustimmung zur Sonderhilfe für den Internationalen
Währungsfonds.
– Die Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz in Bezug auf eine
Weiterentwicklung der institutionellen bilateralen Zusammenarbeit sind blockiert.
– Trotz Druck seitens der EU, welche eine einheitliche, alle Mitgliedsstaaten
umfassende Lösung anstrebt, gelang es der Schweiz im Herbst, ein bilaterales
Steuerabkommen mit Deutschland abzuschliessen.
– Das Parlament lehnte den vom Bundesrat ausgearbeiteten Gegenvorschlag zur
Staatsvertragsinitiative der AUNS ab.
– Im Zuge der Aufstände in Ländern Nordafrikas und des Nahen Ostens verhängte der
Bundesrat Sanktionen gegen verschiedene Machthaber und sperrte deren
Vermögenswerte in der Schweiz.
– Der Bundesrat beabsichtigt, die schweizerische Kandidatur für den UNO-
Sicherheitsrat für die Periode 2023−24 zu lancieren.
– Durch die im Rahmen des Schutzmachtmandats der Schweiz erfolgte Vermittlung
haben Georgien und Russland im Herbst ein bilaterales Abkommen unterzeichnet. 

Landesverteidigung:
– Eine Motion der Sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates beauftragte den
Bundesrat, sich mit einem Bewilligungssystem für Sicherheitsfirmen zu befassen.
– Der Sicherheitsverbund Schweiz nahm im Jahr 2011 klare Züge an.
– In verschiedenen Geschäften und mit der parlamentarischen Debatte um das
Übereinkommen über Streumunition setzte das Parlament den eingeschlagenen Weg
der Friedensförderung fort.
– Im Rahmen der Debatte um das Rüstungsprogramm 2011 und den Armeebericht 2010
sprach sich das Parlament für eine Armee mit 100'000 Dienstleistenden und einem
Budget von CHF 5 Mia. aus.
– Der Bundesrat entschied sich als Ersatz der Tiger F-5 Kampfflugzeuge für den
Schwedischen Saab JAS 39 Gripen.
– Der Revision des Zivildienstgesetzes wurde im Ständerat keine Folge gegeben, da
seitens des Bundesrates bereits nötige Schritte eingeleitet wurden.
– Die Teilrevision des Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes wurde in beiden Kammern
angenommen.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaft hielt sich trotz des schwierigen internationalen
Umfelds erstaunlich gut.
– Während sich der Binnenmarkt dynamisch entwickelte, litt der Exportsektor unter der
Frankenstärke, was zur Folge hatte, dass die Schweizerische Nationalbank einen
Mindestkurs zum Euro einführte.
– Das Parlament stockte die Gelder für die Standortförderung auf.
– Der Bundesrat beabsichtigte einen Paradigmenwechsel in der Kartellgesetzgebung.
– Der Ständerat und der Nationalrat kamen sich beim indirekten Gegenvorschlag zur
Abzocker-Initiative näher.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank erklärte, dass sie einen Eurokurs unter CHF 1.20 nicht länger
toleriere.
– Ein Frankenpaket im Umfang von CHF 869 Mio. zur Entlastung der Wirtschaft wurde
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gutgeheissen.
– Die Schweiz erhöhte in verschiedenen Bereichen ihre Beiträge an den Internationalen
Währungsfonds.
– Die gesetzliche Regulierung von systemrelevanten Grossbanken («too-big-to-fail»)
wurde zum Abschluss gebracht.
– Das Bankgeheimnis geriet im Zuge des Steuerstreits mit den USA weiter unter Druck.
– Die Botschaft zum Bundesgesetz über die internationale Amtshilfe in Steuersachen
(Steueramtshilfegesetz) wurde publiziert.
– Der Bundesrat verabschiedete die Botschaft zur Totalrevision des
Versicherungsvertragsgesetzes.

Landwirtschaft:
– Der Bundesrat schickte sein Projekt zur Agrarpolitik 2014−2017 in die Vernehmlassung.
Die Vorschläge stiessen bei den Landwirten, den Umweltschutzverbänden und
economiesuisse auf Kritik.
– Der Nationalrat überwies mehrere Motionen, die einen Abbruch der Verhandlungen
über ein Agrarfreihandelsabkommen mit der EU verlangen.
– In Abweichung zum Entschluss des Nationalrates wollte der Ständerat den
Zahlungsrahmen für die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft lediglich um CHF 122
Mio. aufstocken.
– Der Bundesrat legte eine Revision des Lebensmittelgesetzes vor.
– Die Regierung präsentierte die Botschaft zur Änderung des Tierschutzgesetzes.
– Die Exekutive legte den Räten die Botschaft zum Bundesgesetz über den Verkehr mit
Tieren und Pflanzen geschützter Arten vor.
– National- und Ständerat nahmen mehrere Motionen an, die eine Anpassung der
Jagdverordnung zwecks Erlaubnis des Abschusses von Grossraubtieren verlangen. Eine
Revision der Verordnung wurde vom UVEK in die Vernehmlassung geschickt.
– Der Bundesrat präsentierte einen Bericht zur Waldpolitik 2020 vor.

Öffentliche Finanzen:
– Der Bundesrat legte dem Parlament einen Gesetzesentwurf zur Verschärfung der
Pauschalbesteuerung vor.
– Unerwartet hohe Steuerausfälle im Zusammenhang mit der
Unternehmenssteuerreform II führten zur Einberufung einer Sondersession.
– Das Parlament wies den Mehrwertsteuer-Einheitssatz an den Bundesrat zurück.
– Die Staatsrechnung 2011 schloss mit einem Überschuss von CHF 1.9 Mia. weit besser
ab als budgetiert.
– Der Voranschlag 2012 sah ein ausgeglichenes Finanzergebnis vor.

Energie:
– Infolge einer Nuklearkatastrophe in Fukushima (Japan) begann die Schweiz den Weg
eines progressiven Ausstiegs aus der Atomenergie zu beschreiten.
– Aufgrund dieser neuen Ausgangslage lancierte der Bundesrat ein neue
Energiestrategie 2050.
– Das Parlament stimmte einer Änderung des Energiegesetzes zu, welche den Bundesrat
ermächtigt, Vorschriften zum Verbrauch von Anlagen, Fahrzeugen und Geräten zu
erlassen.
– Das Bundesgericht sprach sich für die teilweise unterirdische Verlegung einer
Hochspannungsleitung aus.
– Ein Bundesgerichtsurteil stellte de facto die Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes
für Grosskunden in Frage.

Verkehr und Kommunikation:
– Der Bundesrat wollte die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs auf eine neue Basis
stellen und hat dazu die Botschaft zur FABI-Vorlage als Gegenentwurf zur VCS-Initiative
für den öffentlichen Verkehr verabschiedet.
– Bund, Kantone und betroffene Wirtschaftsakteure suchen nach dem geeigneten
Verkehrsregime, das während der geplanten Sanierungsarbeiten am
Gotthardstrassentunnel gelten soll.
– Das Via-Sicura-Massnahmenpaket und der letzte Teil der Bahnreform 2 gingen in die
Differenzbereinigung.
– Nach Inkraftsetzung der Verordnung über die Sicherheitsorgane der
Transportunternehmen im öffentlichen Verkehr Ende 2011, entschieden sich die SBB im
Gegensatz zur BLS für die Ausrüstung ihrer Bahnpolizei mit Handfeuerwaffen.
– Die flächendeckende Versorgung der Schweiz mit Hochbreitbandtechnologie soll
unter Wettbewerbsbedingungen erreicht werden.
– Die Fronten im Fluglärmstreit zwischen Deutschland und der Schweiz verhärteten
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sich.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Entwurf für ein Raumkonzept Schweiz wurde präsentiert.
– In den Beratungen zur Teilrevision des Raumplanungsgesetzes zeigten sich gewichtige
Differenzen zwischen National- und Ständerat.
– Nachdem das Parlament im Vorjahr bereits einem indirekten Gegenvorschlag
zugestimmt hatte, empfahl es im Berichtsjahr die Zweitwohnungsinitiative zur
Ablehnung.
– Während der Ständerat die Ablehnung der Volksinitiative «Sicheres Wohnen im Alter»
beantragte, setzte sich der Nationalrat für das Begehren ein.
– Die Bausparinitiativen werden dem Volk ohne Empfehlung des Parlaments und ohne
indirekten Gegenentwurf unterbreitet. Letzterer wurde in der Schlussabstimmung vom
Ständerat abgelehnt.

Umweltschutz:
– Der Ständerat empfahl die Volksinitiative «für menschenfreundliche Fahrzeuge
(Offroader-Initiative)» zur Ablehnung und befürwortete einen indirekten
Gegenvorschlag, der vom Parlament in der Schlussabstimmung angenommen wurde.
– Nach erfolgreicher Differenzbereinigung verabschiedete das Parlament die Revision
des CO2-Gesetzes, welche der Volksinitiative «für ein gesundes Klima» als indirekter
Gegenvorschlag gegenübergestellt werden soll.
– Der Bund führte die ersten formellen Verhandlungen mit der EU über den Anschluss
der Schweiz an das europäische Emissionshandelssystem.
– Die Vernehmlassungsantworten zur Ratifizierung der Europäischen
Landschaftskonvention waren grossmehrheitlich positiv.
– Das Parlament hielt den Bundesrat zur Erstellung einer Gesamtübersicht über
mögliche Zielkonflikte zwischen Förderung erneuerbarer Energien und anderer
Bundesprojekte und -strategien, darunter auch die Biodiversitätsstrategie, an.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres etwas
mehr als 7.9 Millionen Personen.
– Die Arbeitslosenquote sank im Jahresdurschnitt von 3.9 Prozent auf 3.1 Prozent.
– Die Nominallöhne stiegen um 1.0 Prozent, die Reallöhne um 0.7 Prozent.
– Ein Bericht des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO) wies auf Missbräuche im
Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit hin.
– Der Bundesrat erklärte den GAV für den Personalverleih allgemeinverbindlich.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Nachdem der Nationalrat das Bundesgesetz über Prävention und
Gesundheitsförderung modifiziert und angenommen hatte, entschied der Ständerat
knapp Nichteintreten.
– In Folge der angenommen Volksabstimmung im Jahr 2008 nahm der Bundesrat die
Alternativmedizin vorerst wieder in die Grundversicherung auf.
– Die Regierung empfahl die Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» zur Ablehnung und
präsentierte einen direkten Gegenvorschlag.
– Das Parlament beauftragte den Bundesrat mittels verschiedener Motionen eine
Mindestzahl von Studienplätzen an den medizinischen Fakultäten festzulegen.
– Bundesrat und Nationalrat empfahlen, die Initiative «Schutz vor Passivrauchen»
abzulehnen.
– Erst nach einer Einigungskonferenz nahmen die Räte das Sportförderungsgesetz an.

Sozialversicherungen:
– Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zum Bundesgesetz über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung unter Ausklammerung der im Vorjahr umstrittenen Punkte.
Das Parlament hiess die Botschaft mit grosser Mehrheit gut.
– National- und Ständerat nahmen das modifizierte erste Massnahmenpaket für die 6.
IV-Revision an.
– Im Berichtjahr überwies der Ständerat auch das zweite Massnahmepaket.
– Trotz Kritik in der Vernehmlassung setzte der Bundesrat verschiedene Verordnungen
zur beruflichen Vorsorge in Kraft.
– Die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache», welche die Kosten für
einen Schwangerschaftsabbruch von der obligatorischen Grundversicherung streichen
will, kam zustande.
– Das modifizierte Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed Care) wurde
erst nach einer Einigungskonferenz angenommen.
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– Das EDI startete eine Vernehmlassung für den Entwurf des Bundesgesetzes betreffend
die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung sowie für eine Korrektur der
zwischen 1996 und 2011 bezahlten Prämien zwecks Ausgleich kantonaler Überschüsse
und Defizite in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung.

Soziale Gruppen:
– Die eidgenössischen Räte verabschiedeten das Integrationsrahmengesetz.
– Aufgrund der politischen Unruhen in den Ländern Nordafrikas und des Nahen Ostens
gab es eine starke Zunahme an Asylgesuchen.
– Der Ständerat stimmte sowohl der Revision des Asylgesetzes als auch verschiedenen
kurzfristigen Massnahmen zu, welche zu einer Effizienzsteigerung des Asylwesens
führen sollten.
– Die Schweizer Demokraten lancierten eine Volksinitiative zur Stabilisierung der
Gesamtbevölkerung.
– Ein ähnliches Ziel verfolgt die von der SVP lancierte Volksinitiative «gegen
Masseneinwanderung».
– Das Parlament sprach sich für eine eigenständige Verankerung des Tatbestands der
sexuellen Verstümmelung im Strafgesetzbuch aus.
– Beide Kammern stimmten der Änderung des Familienzulagengesetzes zu, womit
zukünftig auch Selbständigerwerbende Anspruch auf Kinderzulagen haben.
– Die CVP lancierte eine eidgenössische Volksinitiative zur Steuerbefreiung der Kinder-
und Ausbildungszulagen.
– Die eidgenössischen Räte stimmten der Neuregelung des ehelichen Namensrechts
zu.
– Das totalrevidierte Kinder- und Jugendförderungsgesetz wurde von beiden
Parlamentskammern angenommen.

Bildung und Forschung:
– Der Bundesrat gab die Zusammenführung des Staatssekretariats für Bildung und
Forschung (SBF) sowie des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie (BBT) in
einem Bildungsdepartement unter dem Dach des EVD (dannzumal Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung, WBF) auf Anfang 2013 bekannt.
– Die Regierung verabschiedete die Botschaften zum Bundesgesetz über die
steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten sowie
zum Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz.
– Das Weiterbildungsgesetz gelangte in die Vernehmlassung.
– National- und Ständerat begannen mit den Detailberatungen zum Bundesgesetz über
die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten und
schickten die Volksinitiative «Jugend und Musik» in die Differenzbereinigung.
– Die Räte verabschiedeten die BFI-Botschaft 2012 sowie das Bundesgesetz über die
Förderung der Hochschulen und die Koordination im Schweizerischen
Hochschulbereich (HFKG).

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Das Parlament verabschiedete die Kulturbotschaft 2013−2015 und das Bundesgesetz
über die Buchpreisbindung.
– Luzern und Schwyz lieferten sich einen bildungs- und kulturpolitischen
Schlagabtausch.
– Das Bundesamt für Kultur erstellte ein Inventar von 167 erhaltenswerten, lebendigen
Traditionen.
– Religionspolitische Fragen intensivierten den öffentlichen Diskurs über Stellung,
Relevanz und Gewichtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im
demokratischen, säkularen Staatswesen.

Medien:
– Das Bundesamt für Kommunikation präsentierte sechs Studien zur Lage der Schweizer
Medien.
– Es wurde aufgezeigt, dass die Medien ihre demokratietheoretisch begründete
Aufgabe als Meinungsbildner aufgrund der Pressekonzentration nur noch eingeschränkt
wahrnehmen.
– Von der allgemeinen wirtschaftlichen Erholung profitierten auch die Medien.
– Die Auflagen der Gratiszeitungen legten stark zu.
– Die Verlage kritisierten die zunehmende Konkurrenz der SRG durch deren
publizistische Tätigkeit im Internet.
– Gemäss einer Studie brachte die bis anhin getätigte Presseförderung nicht die
gewünschte Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage der Abonnementspresse.
– Das Parlament entschied sich für ein neues System zur Erhebung der Radio- und
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Fernsehgebühren, wies jedoch verschiedene, gegen die Billag gerichtete politische
Vorstösse ab.
– 86.8 Prozent der Schweizer Haushalte verfügten im Berichtjahr über einen
Internetzugang.
– Das hohe Strukturveränderungspotenzial des Internets in der Medienlandschaft
(Medienkonvergenz) und die Regulierung der elektronischen Medien waren im
Berichtsjahr zentrale Themen.

Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2011? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique ? Les événements les plus importants en 2011 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

En 2011, la politique suisse était placée sous le signe des élections fédérales. Pour la
première fois depuis 1991, l’UDC n’a plus progressé. Le parti a perdu 2.3 pourcent en
parts de suffrages, mais, grâce à ses 26.6 pourcent, est resté de loin la plus grande
formation au sein du Conseil national. Les Vert’libéraux et le PBD sont sortis grands
vainqueurs du scrutin. Les deux partis sont parvenus à convaincre respectivement 5.4
pourcent de l’électorat. Le succès de ces deux jeunes formations s’explique par leur
nouveauté. Ces gains ne sont qu’en partie attribuables aux pertes de l’UDC. Cette
dernière a en effet perdu moins d’électeurs que le PBD, issu d’une scission avec l’UDC,
n’a réussi à mobiliser. Ce sont plutôt le PLR et le PDC qui ont subi des pertes
douloureuses. La force électorale de ces deux partis s’établit désormais à des niveaux
historiquement bas (15.1 % et 12.3 %). Les Verts (-1.2 %) ont, quant à eux, souffert du
succès des Vert’libéraux en perdant, par les aléas de la proportionnelle, un quart de
leurs députés au Conseil national. En revanche, le PS a été chanceux. Malgré de légères
pertes par rapport à 2007 (-0.9 %), les socialistes ont gagné deux sièges. Le Mouvement
des Citoyens Romands (MCR) a fait son entrée au parlement en attisant avec succès les
ressentiments envers les frontaliers. Cela s’applique tout autant à la Lega, qui détient
de nouveau deux sièges à Berne. Le PEV est parvenu à maintenir ses deux sièges. Par
contre, l’UDF ainsi que le PST-POP ne sont plus représentés à Berne. Ce dernier
détenait pourtant, depuis 1947, au moins un mandat au sein de la chambre du peuple.
Dans l’ensemble, les élections 2011 ont abouti à un léger report des forces vers le
centre, qui s’est cependant fortement fractionné.

Afin de pourvoir les sièges du Conseil des Etats, des deuxièmes tours ont eu lieu dans
pas moins de 13 cantons. Cela était en particulier attribuable au fait que l’UDC avait
lancé une attaque sur la chambre des cantons en misant sur des personnalités connues.
Le parti est non seulement parvenu à faire de la campagne, traditionnellement calquée
sur la représentation cantonale, un événement national avec une mise en avant de la
politique des dossiers, mais aussi à rendre les scrutins plus concurrentiels, entraînant
ainsi des résultats plus serrés dans la plupart des cantons. En revanche, l’UDC a
nettement échoué dans son objectif de gagner du terrain au Conseil des Etats. Sa
stratégie, consistant à gagner ces élections au scrutin majoritaire grâce à des
personnalités adhérant à la ligne dure de parti, n’a pas fonctionné. L’UDC a même dû
céder deux mandats. Au sein de la chambre des cantons, le camp rouge-vert a
légèrement progressé. Le PS est sorti vainqueur des élections au Conseil des Etats en
parvenant à gagner deux sièges. Les socialistes en détiennent désormais onze, ce qui
les place au même niveau que le PLR(-1 siège). Malgré la perte de deux sièges, le PDC
demeure, avec ses 13 sièges, le plus grand groupe au Conseil des Etats. Les Verts et les
Vert’libéraux ont réussi à maintenir leurs deux mandats respectifs et le PBD son siège
dans le canton de Berne. En plus de ces six formations, le Conseil des Etats compte
avec Thomas Minder, l’auteur de l’initiative populaire contre les rémunérations
abusives, un membre sans appartenance politique.

Pour ce qui est du nombre des listes déposées (365) et le nombre de candidats au
Conseil national (3472) et au Conseil des Etats (152), les élections 2011 ont établi de
nouveaux records. La participation (48.5 %) s’est également inscrite en légère
progression. Néanmoins, la proportion de candidates a diminué. Alors que 35.2
pourcent de femmes s’étaient portées candidates en 2007, elles ne représentaient plus
que 32.8 pourcent en 2011. Ce recul s’est répercuté sur le taux de femmes au sein du
parlement. Celui-ci a diminué pour la première fois depuis l’introduction du vote des
femmes en 1971. Au Conseil national et au Conseil des Etats, les femmes ont
respectivement perdu un siège. Au total, elles détiennent encore 67 des 246
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sièges.(27.2 % contre 28 % en 2007).

Les pertes de sièges subies par l’UDC, la procédure peu professionnelle du parti quant
à la sélection de ses candidats et le refus des autres partis de recourir à un changement
dans la composition des partis représentés au gouvernement, ont conduit à la
réélection d’Eveline Widmer-Schlumpf, la Conseillère fédérale du PBD. L’UDC, le parti
le plus fort au parlement, n’est donc représenté que par un Conseiller fédéral. Pour ce
qui est du PS, c’est Alain Berset, le Conseiller aux Etats fribourgeois, qui a été élu au
Conseil fédéral en remplacement de Micheline Calmy-Rey.

Deux événements internationaux ont eu une grande influence sur la politique suisse: la
catastrophe nucléaire survenue à Fukushima (Japon) et la crise dans la zone euro. Les
événements au Japon ont été à l’origine d’un tournant de la politique énergétique
suisse visant désormais une sortie progressive de l’énergie nucléaire. Le Conseil fédéral
a esquissé une nouvelle Stratégie énergétique 2050 à cet égard. Plusieurs partis ont
lancé des scénarios de sortie du nucléaire et 20'000 personnes ont protesté contre
cette technologie en mai. La crise économique, qui constitue selon les sondages la
préoccupation majeure de la population suisse, a eu néanmoins un impact moins
important que prévu. Le taux de chômage a ainsi diminué de 3.9 pourcent à 3.1
pourcent en moyenne annuelle. Contrairement à la plupart des autres pays européens,
la situation budgétaire n’a pas donné lieu à des préoccupations. La Confédération a
bouclé l’année 2011 par un excédent budgétaire de CHF 1.9 milliards. Toutefois, le
secteur exportateur a souffert du franc fort, ce qui a entraîné la Banque nationale
suisse à introduire un taux plancher de CHF 1.20 par rapport à l’euro. Par ailleurs, les
chambres ont adopté un paquet de mesures de CHF 869 millions destiné à soutenir
l’économie.

Bien que de nombreuses initiatives aient été lancées à l’approche des élections
fédérales – pas moins de 28 projets se trouvaient au stade de la récolte des signatures
fin 2011, huit avaient été déposés et 14 étaient en suspens – une seule votation fédérale
a eu lieu au cours de cette année électorale. L’initiative populaire «Pour la protection
face à la violence des armes» demandant une interdiction de la conservation d’armes
dangereuses, une attestation de capacité à les manipuler ainsi qu’un registre central
des armes à feu, a été rejetée par 56.3 pourcent des votants.

La politique étrangère s’est caractérisée par des négociations plutôt tenaces avec
l’Allemagne et les Etats-Unis au sujet des accords fiscaux. Avec le voisin du nord, un
accord de double imposition a été conclu. Grâce à un accord fiscal bilatéral signé par la
Conseillère fédérale, Eveline Widmer-Schlumpf, et le ministre des finances allemand,
Wolfgang Schäuble, le conflit en matière fiscale semblait prendre une fin provisoire. En
revanche, les fronts se sont durcis pour ce qui est de la dispute liée au bruit du trafic
aérien. La pression exercée par les Etats-Unis sur la place financière suisse s’est
également accentuée. Un acte transactionnel destiné à mettre fin à la dispute en
matière fiscale a été adopté par le Conseil des Etats à la fin de l’année sous revue. Les
négociations menées avec l’Union européenne portant sur le développement de la
coopération bilatérale institutionnalisée sont cependant restées bloquées.

La décision du Conseil fédéral de remplacer les avions de combat Tiger F-5 par l’achat
de 22 Gripen JAS 39, produits par le constructeur suédois Saab, a causé des remous.
Quelques semaines avant cet arrêté, des documents d’évaluation secrets dressant un
avis plutôt défavorable au Gripen sont parvenus à la presse. Dans le cadre des
délibérations parlementaires sur l’armement et sur fond du rapport de l’armée, les
chambres ont pris la décision d’effectuer cette acquisition par le budget de
l’armement. Celui-ci a été fixé à CHF 5 milliards. En même temps, le parlement a décidé
de ne pas soumettre la transaction au référendum.

Dans plusieurs thématiques, le parlement s’est montré peu enclin au consensus. Ainsi,
la modification de la loi sur l’assurance-maladie (Managed Care) et la révision de la loi
fédérale sur l’encouragement du sport n’ont été acceptées qu’au bout d’une
conférence de conciliation. Au total, neuf conférences de conciliation se sont tenues
en 2011 (contre cinq en 2010 et sept en 2009). Les chambres ne sont pas parvenues à
s’entendre sur l’initiative populaire «Accéder à la propriété grâce à l’épargne-
logement». Dans ce cas précis, les observateurs de la politique suisse ont assisté à une
première. Alors que le Conseil national a suivi la recommandation de la conférence
d’émettre un avis favorable à l’initiative, le Conseil des Etats a refusé de faire de même.
Par conséquent, l’initiative a été soumise au peuple sans recommandation. En
revanche, les chambres ont trouvé, suite à une conférence de conciliation, une solution
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à la problématique «too big to fail» en s’entendant sur les fonds propres minimaux
dans le cadre de la révision de la loi fédérale sur les banques. A contrario, le long
processus de prise de décision du parlement quant à l’initiative populaire sur les
rémunérations abusives n’a pas pris fin en 2011.

Le Conseil fédéral a arrêté une réorganisation des départements. Dès 2013, le
Département fédéral de l’économie (DFE) portera le nom de Département fédéral de
l'économie, de la formation et de la recherche (DEFR). Le Secrétariat d'état à
l'éducation et à la recherche (SER), le domaine des écoles polytechniques fédérales et
l'Office fédéral de la formation professionnelle et de la technologie (OFFT) seront ainsi
regroupés dans ce nouveau département. En même temps, le SER et l'OFFT
fusionneront en un nouveau Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à
l'innovation, le SEFRI.

Problèmes politiques fondamentaux:
– Pour la première fois, l’hymne national a été entonné dans les Chambres fédérales
pour le commencement de la nouvelle législature.
– L’Office fédéral de la culture a publié une liste du patrimoine culturel immatériel.
– Le DFAE a jugé la couverture médiatique des médias étrangers comme étant de plus
en plus critique.
– Les préoccupations de la population concernant la crise économique ont fortement
augmenté en 2011.

Ordre juridique:
– La carte d’identité continuera d’être émise sous sa forme actuelle, à savoir sans puce
et sans données enregistrées électroniquement et elle peut être commandée, auprès
de la commune de domicile.
– Le Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence, Hanspeter Thür a
porté plainte contre Google Street View devant le tribunal fédéral.
– Le parlement a approuvé une révision de la loi fédérale instituant des mesures visant
au maintien de la sûreté intérieure (LMSI).
– En Argovie plus de 20'000 personnes ont manifesté contre l’énergie nucléaire.
– L’Assemblée fédérale a approuvé la convention du Conseil de l’Europe sur la
cybercriminalité.
– Le Conseil fédéral a autorisé la police des transports de porter des armes à feu.
– L’initiative populaire «Pour la protection face à la violences des armes» a été rejetée
aux urnes.
– Une révision du code civile permet aux époux de garder leur nom de famille original à
moins qu’ils décident d’adopter un nom commun.

Institutions et droits populaires:
– Lors des élections pour le renouvellement du Conseil fédéral, le statut quo a été
conservé. Le siège de la Conseillère fédérale PBD Eveline Widmer-Schlumpf a été
confirmé et l’UDC n’est toujours représentée que par un siège au gouvernement. Alain
Berset, Conseiller d’Etat PS du canton de Fribourg, a été élu suite à la démission de la
Conseillère fédérale PS Micheline Calmy-Rey.
– L’UDC a déposé une initiative pour l’élection du Conseil fédéral par le peuple.
– Les Chambres fédérales ont décidé de simplifier l’accès aux documents du
gouvernement.
– Le Conseil national et le Conseil des Etats ont établi de nouvelles réglementations
concernant les dispositions sur l’immunité.
– Le procureur fédéral a été élu pour la première fois par le Parlement et non plus par
le Conseil fédéral. Erwin Beyeler, ayant été fortement critiqué, n’a pas été réélu.
– La tendance visant une utilisation plus large des droits populaires a persisté.
– Les Chambres fédérales ont examiné de nouvelles dispositions concernant la
compatibilité des initiatives populaires avec les droits fondamentaux.
– Le vote électronique a continué son développement.

Structures fédéralistes:
– La modification de la loi fédérale sur la péréquation financière et la compensation
des charges (PFCC) ainsi que la fixation des contributions de base en ce qui concerne le
transfert des ressources et des charges a été accepté en juin de l’année sous revue par
les deux chambres.
– Les gouvernements des cantons de Berne et du Jura ne sont pas d’accord sur la façon
dont la population du jura bernois devra se prononcer sur la possible adhésion au
canton du Jura.
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Elections:
– Le BDP ainsi que les Vert libéraux, nouveaux partis du milieu, ont progressé lors des
élections du Conseil national.
– Le PLR et le PDC ont tous deux perdu des sièges et ont dû faire face à un pourcentage
de voix au plus bas.
– La vague de succès de l’UDC, persistant depuis 1991, a été freinée ; leurs pertes ont
été cependant plus petites que les gains du BDP.
– Le PS a pu gagner des sièges malgré la perte d’électeurs.
– Les Verts ont souffert de la concurrence des Vert libéraux. Leur pourcentage de voix a
diminué et ils ont perdu des sièges.
– En plus de la Lega, le MCR, un autre parti régional venant d’un canton frontalier, a pu
faire son entrée au Conseil national.
– Tandis que le PS a pu gagner des sièges au Conseil des Etats, l’offensive lancée par
l’UDC a échoué.
– La participation électorale a à nouveau légèrement augmenté.
– Pour la première fois depuis l’introduction du droit de vote des femmes, la part des
femmes au Conseil national a diminué.
– Le BDP et les Vert libéraux ont également fait partie des gagnants lors des élections
législatives cantonales, de même que les Verts et l’UDC.
– Le PDC et le PLR ont quant à eux dû faire face à des pertes importantes lors des
élections cantonales.
– Les Verts ont conquis en 2011 pas moins de quatre sièges dans les gouvernements
cantonaux. La Lega est devenue le parti le plus fort au sein du gouvernement tessinois.

Politique étrangère:
– Le Parlement a décidé de relever à 0.5 pour-cent du revenu national brut (RNB) les
fonds affectés à l’aide au développement.
– La Grande Chambre a approuvé une aide spéciale au Fonds monétaire international.
– Les négociations entre l’UE et la Suisse au sujet de la coopération bilatérale relative
aux institutions sont bloquées.
– Malgré la pression de l’UE qui aimerait une solution unitaire pour tous ses membres,
la Suisse a conclu un accord bilatéral en matière d’imposition avec l’Allemagne.
– Le Parlement a refusé le contre-projet préparé par le Conseil fédéral concernant
l’initiative en matière de traités internationaux de l’ASIN.
– Suite aux soulèvements dans les pays d’Afrique du Nord et du Proche-Orient, le
Conseil fédéral a annoncé des sanctions contre les dirigeants, ainsi que le blocage de
leurs avoirs.
– Le Conseil fédéral a l’intention de déposer la candidature de la Suisse au Conseil de
sécurité de l’ONU pour la période 2023-24.
– Grâce à la médiation de la Suisse dans le cadre de son mandat de puissance
protectrice, la Géorgie et la Russie ont signé un contrat bilatéral en automne.

Armée:
– Une motion de la Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats a
chargé le Conseil fédéral de se pencher sur la question d’un système d’autorisation
pour les entreprises de sécurité.
– Le Réseau national de sécurité a pris forme en 2011.
– Dans différentes affaires et lors du débat parlementaire autour de l’accord sur les
armes à sous-munitions, le parlement a décidé de poursuivre la voie de la promotion de
la paix.
– Dans le cadre du débat sur le programme d’armement 2011 et du rapport sur l’armée
2010, le parlement s’est prononcé en faveur d’une armée à 100'000 hommes et pour un
budget de CHF 5 milliards.
– Le Conseil fédéral a décidé d’acquérir 22 avions de combat de type Saab Gripen pour
remplacer les vieux Northrop F-5E/F Tiger II.
– Le Conseil des Etats n’a pas de donné suite à la révision de la loi sur le service civil
étant donné que des étapes nécessaires avaient déjà été entamées par le Conseil
fédéral.
– La révision partielle de la loi sur la protection de la population et sur la protection
civile a été approuvée par les deux chambres.

Politique économique:
– L’économie suisse a résisté étonnement bien au contexte international difficile.
– Alors que le marché intérieura fait preuve de dynamisme, le secteur exportateur a
souffert du franc fort, ce qui a incité la Banque nationale suisse à instaurer un taux
plancher face à l’euro.
– Le parlement a augmenté les fonds destinés à la promotion économique.
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– Le Conseil fédéral a envisagé un changement de paradigme en matière de cartels.
– Le Conseil des Etats et le Conseil national se sont rapprochés en ce qui concerne le
contre-projet indirect à l’initiative contre les rémunérations abusives.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale a déclaré ne plus tolérer de taux de change de l’Euro inférieur à
CHF 1.20.
– Le plan contre le franc fort de CHF 869 millions pour soutenir l’économie a été
approuvé.
– La Suisse a augmenté ses contributions au Fonds Monétaire International.
– La règlementation sur les banques d’importance systémique («too big too fail») a été
finalisée.
– Le secret bancaire s’est retrouvé sous pression suite au conflit fiscal avec les Etats-
Unis.
– Le message concernant l’assistance internationale administrative en matière fiscale
(loi sur l’assistance administrative en matière fiscale) a été publié.
– Le Conseil fédéral a approuvé le message relatif à la révision totale de la loi sur le
contrat d’assurance. 

Agriculture:
– Le Conseil fédéral a mis en consultation le projet de politique agricole 2014-2017. Ce
dernier a rencontré de vives critiques issues des milieux paysans, des associations de
protection de l’environnement et d’economiesuisse.
– Le Conseil national a adopté plusieurs motions visant à mettre fin aux négociations
sur un accord de libre-échange agricole avec l’UE.
– Le Conseil des Etats a modifié la proposition du Conseil national en autorisant une
augmentation de CHF 122 millions des moyens financiers destinés à l’agriculture pour
les années 2012 et 2013.
– Le Conseil fédéral a présenté un projet modifiant la loi sur les denrées alimentaires.
– Le gouvernement a soumis son projet visant la mise à jour de la loi sur la protection
des animaux.
– Le Conseil fédéral a présenté un message sur la circulation des espèces de faune et
de flore protégées.
– Les chambres ont adopté des motions visant à modifier l’ordonnance sur la chasse
afin d’autoriser le tir de l’ours, du lynx et du loup. Le DETEC a mis en consultation un
projet de révision de l’ordonnance.
– Le Conseil fédéral a présenté son message sur la politique forestière 2020.

Finances publiques:
– Le Conseil fédéral a soumis au parlement un message portant sur un durcissement
des forfaits fiscaux.
– Des pertes fiscales plus importantes que prévues dans le cadre de la deuxième
réforme de l’imposition des entreprises ont conduit à une session spéciale.
– Le parlement a renvoyé le taux unique de la TVA au Conseil fédéral.
– Les comptes 2012 ont affiché un excédent de CHF 1.9 milliards, un résultat nettement
supérieur aux prévisions.
– Le budget 2012 a tablé sur un compte financier équilibré.

Energie:
– Suite à un accident nucléaire survenu à Fukushima (Japon), la Suisse s’est engagée
dans la voie d’une sortie progressive de l’énergie nucléaire.
– Compte tenu de la nouvelle donne, le Conseil fédéral a lancé une nouvelle stratégie
énergétique 2050.
– Les chambres ont approuvé une modification de la loi sur l’énergie permettant au
Conseil fédéral d’établir des prescriptions quant à la consommation d’énergie
d’installations, de véhicules et d’appareils.
– Le Tribunal fédéral s’est prononcé pour l’enfouissement partiel d’une ligne à haute
tension.
– Un jugement du Tribunal fédéral a de fait remis en cause la libéralisation du marché
de l’électricité pour les grands consommateurs en énergie.

Transports et communications:
– Le Conseil fédéral a souhaité mettre en place une nouvelle base pour le financement
des transports publics et a adopté le projet FAIF comme contre-projet à l'initiative ATE
pour les transports publics.
– La Confédération, les cantons et les acteurs économiques concernés cherchent quel
régime des transports sera le plus approprié lors des travaux d’assainissement prévus
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sur le tunnel routier du Gothard.
– Le programme de renforcement de la sécurité routière «Via sicura» ainsi que la
dernière partie de la réforme des chemins de fer 2 sont entrés en processus
d’élimination des divergences.
– Après l’entrée en vigueur fin 2011 de l’ordonnance sur le service de sécurité des
entreprises de transports publics, les CFF ont décidé au contraire du BLS d’équiper
leur police des chemins de fer avec des armes à feu portatives.
– L’approvisionnement complet du territoire suisse en technologie à très haut débit
doit être atteint sous des conditions de concurrence.
– Les fronts dans la polémique des bruits de la circulation aérienne entre l’Allemagne et
la Suisse se sont durcis.

Aménagement du territoire et logement:
– Le Projet de territoire Suisse a été présenté.
– D’importantes différences sont apparues entre le Conseil des Etats et le Conseil
national lors des consultations visant la révision partielle de la loi sur l'aménagement du
territoire.
– Alors que le Parlement avait déjà accepté un contre-projet indirect l’année
précédente, il a recommandé lors de l’année en cours de rejeter l’initiative sur les
résidences secondaires.
– Tandis que le Conseil des Etats a demandé de refuser l’initiative populaire «Sécurité
du logement à la retraite», le Conseil national s’est engagé en faveur de cette
demande.
– Les initiatives sur l’épargne-logement seront soumises au peuple sans
recommandations du Parlement et sans contre-projet indirect. Ce dernier a été rejeté
par le Conseil des Etats lors du vote final.

Protection de l'environnement:
– Le Conseil des Etats a recommandé de refuser l’initiative populaire «pour des
véhicules plus respectueux des personnes (initiative anti-4x4)» et a soutenu un contre-
projet indirect, accepté par le Parlement en vote final.
– Le Parlement a adopté, après une procédure d’élimination des divergences réussie, la
révision de la loi sur le CO2, devant être proposé comme contre-projet indirect à
l’initiative populaire fédérale «pour un climat sain».
– La Confédération a mené les premières négociations formelles avec l’UE sur la
participation de la Suisse au système européen d'échange de quotas d'émission.
– Les réactions suite à la consultation concernant la ratification de la Convention
européenne du paysage étaient majoritairement positives.
– Le Parlement a encouragé le Conseil fédéral à élaborer une vue d’ensemble des
possibles conflits d’objectifs entre la promotion des énergies renouvelables et d’autres
projets et stratégies de la Confédération, dont notamment la Stratégie Biodiversité
Suisse.

Population et travail:
– La population résidente permanente de la Suisse a franchi la barre des 7.9 millions de
personnes à la fin de l'année sous revue.
– Le nombre de chômeurs a diminué de 3.9 à 3.1 pourcent en moyenne annuelle.
– Les salaires nominaux ont progressé de 1.0 pourcent, les salaires réels de 0.7
pourcent.
– Un rapport du Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a mis en lumière des abus liés à
la libre circulation des personnes.
– Le Conseil fédéral a étendu le champ d’application de la CCT du travail temporaire.

Santé, assistance sociale, sport:
– Le Conseil national a adopté avec modifications la loi sur la prévention et la
promotion de la santé tandis que le Conseil des Etats a refusé de justesse d’entrer en
matière.
– Suite à la votation populaire de 2008, le Conseil fédéral a réintroduit provisoirement
les médecines complémentaires dans le catalogue de l’assurance de base.
– Le gouvernement a recommandé de rejeter l’initiative «Oui à la médecine de famille»
et a présenté un contre-projet direct.
– Le parlement a adopté des motions chargeant le gouvernement de fixer un nombre
minimum de places d’études dans les facultés de médecine.
– Le Conseil fédéral, puis le Conseil national ont recommandé de rejeter l’initiative
«Protection contre le tabagisme passif».
– Les chambres ont adopté une loi sur l’encouragement du sport après la convocation
d’une conférence de conciliation.
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Assurances sociales:
– Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la révision de la loi sur l’AVS qui ne
contient pas les éléments contestés l’année précédente. Le parlement l’a aisément
adopté.
– Les chambres ont modifié puis adopté le projet de révision 6b de l’AI.
– Le Conseil des Etats a adopté le message relatif à la révision 6b de l’AI présenté par le
Conseil fédéral au cours de l’année sous revue.
– Le Conseil fédéral a mis en œuvre diverses ordonnances relatives à la réforme
structurelle de la prévoyance professionnelle malgré les oppositions soulevées lors de
la procédure de consultation.
– L’initiative populaire visant à supprimer l’interruption volontaire de grossesse du
catalogue de la LAMal a abouti.
– Les chambres fédérales ont modifié puis finalement adopté une révision partielle de
la LAMal relative au managed care après avoir convoqué une conférence de
conciliation.
– Le DFI a mis en consultation un projet de loi visant à renforcer la surveillance sur les
assureurs et un autre compensant les excédents et les déficits accumulés par les
assureurs dans les réserves de la LAMal.

Groupes sociaux:
– Les Chambres fédérales ont adopté la loi-cadre sur l’intégration.
– Dû aux tensions politiques rencontrées par les pays d’Afrique du Nord et du Proche-
Orient, il y a eu une forte augmentation des demandes d’asile.
– Le Conseil des Etats a approuvé non seulement la révision de la loi sur l’asile mais
également différentes mesures à court terme visant à rendre le système plus efficace.
– Les Démocrates Suisses ont lancé une initiative populaire «pour la stabilisation de la
population totale», devant donner au Conseil fédéral plus de moyens de régulation
pour lutter contre la surpopulation.
– L’initiative populaire «stopper l’immigration massive», lancée par l’UDC, poursuit un
objectif semblable.
– Le parlement s’est prononcé en faveur de l’inscription à part entière dans le code
pénal de normes qui répriment des mutilations sexuelles féminines.
– Les deux chambres ont accepté la modification de la loi sur les allocations familiales,
donnant, à l’avenir, le droit aux personnes non salariées (indépendantes) de recevoir
des allocations pour enfants.
– Le PDC a revendiqué à l’aide d’une initiative populaire l’exonération d’impôts pour les
allocations pour enfants et les allocations de formation professionnelle.
– Les Chambres fédérales ont approuvé la nouvelle réglementation concernant le nom
et droit de cite des époux.
– La révision totale de la loi sur les activités de jeunesse a été approuvée par les deux
chambres.

Enseignement et recherche:
– Le Conseil fédéral a annoncé le regroupement pour 2013 du Secrétariat d’Etat à
l’éducation et à la recherche (SER) ainsi que de l’Office fédéral de la formation
professionnelle et de la technologie (OFFT) dans un département de l’éducation au sein
du DFE (qui prendra le nom de Département pour l’économie, l’éducation et la
recherche, DEFR).
– Le gouvernement a adopté les messages relatifs à la loi fédérale sur l'imposition des
frais de formation et de perfectionnement à des fins professionnelles ainsi que la loi
sur l’encouragement de la recherche et de l’innovation.
– La loi sur la formation continue a été envoyée en consultation.
– Les Chambres ont commencé la discussion par article sur la loi fédérale sur
l'imposition des frais de formation et de perfectionnement à des fins professionnelles
et ont envoyé l’initiative populaire «jeunesse et musique» en processus d’élimination
des divergences.
– Les Chambres ont adopté le message FRI pour l’année 2012 et la loi fédérale sur
l’encouragement des hautes écoles et la coordination dans le domaine suisse des
hautes-écoles (LEHE).

Culture, langues, églises:
– Le parlement a adopté le message culture 2013−2015 ainsi que la loi sur la
règlementation du prix du livre.
– Lucerne et Schwyz se sont livrés une querelle en question de politique culturelle et
d’éducation.
– L’Office fédéral de la culture a élaboré un inventaire de 167 traditions vivantes et
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dignes d’être protégées.
– Des questions politico-religieuses ont intensifié le discours sur la position,
l’importance et la priorité des droits de l’Homme et des libertés fondamentales au sein
de l’Etat démocratique et séculaire.

Médias:
– L’Office fédéral de la communication a présenté six études sur la situation des médias
en Suisse.
– Il a été démontré que les médias, dû à la concentration de la presse, n’assument plus
que de façon restreinte leur rôle démocratique concernant la formation de l’opinion.
– Les médias ont profité de la reprise économique générale.
– Les tirages de journaux gratuits ont fortement augmenté.
– Les maisons d’édition ont critiqué la concurrence croissante de la SSR pour son
activité publicitaire sur Internet.
– Selon une étude, l’aide à la presse effectuée jusqu’à présent, n’a pas apporté la
stabilisation souhaitée de la situation économique concernant la vente de presse par
abonnements.
– Le Parlement s’est prononcé pour un nouveau système de perception de la redevance
radio et télévision, mais a toutefois rejeté différentes offensives politiques à l’encontre
de Billag.
– 86.8 pourcent des ménages suisses disposaient dans l’année sous revue d’un accès
Internet.
– Le potentiel de modification de la structure d’Internet dans le paysage médiatique
(pôle audiovisuel) ainsi que la régulation des médias électroniques ont été des thèmes
importants dans l’année sous revue.

Nationale Identität

Die Schlacht am Morgarten hat in der Entstehungsgeschichte der Eidgenossenschaft
einen prominenten Stellenwert, obwohl über das Ereignis historisch kaum etwas
überliefert ist. Im Rahmen des 700-Jahr-Jubiläums hatten die Kantone Schwyz und Zug
den Stand des historischen Wissens in verschiedenen Ausstellungen und auf einer
eigens dafür erstellten Jubiläums-Webseite (www.morgarten2015.ch) aufbereitet. Ein
gut sichtbares Ziel war dabei, die Erinnerung nicht ideologisch aufzuladen. Für einigen
Wirbel sorgten archäologische Funde im Gebiet rund um das vermutete Schlachtfeld.
Silbermünzen und Waffenteile, die aus dem Ende des 13. Jahrhunderts stammen,
wurden als Belege gefeiert, dass die Schlacht tatsächlich stattgefunden hatte. Historiker
mahnten hier allerdings zu Zurückhaltung. 
Der offizielle Festakt, zu dem rund 900 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Armee geladen
waren, fand am 21. Juni 2015 statt. Die Festredner betonten, dass sich die 700 Jahre
zurückliegenden kriegerischen Ereignisse rund um den Ägerisee zwar nicht
rekonstruieren liessen, dennoch habe die erste Freiheitsschlacht der
Eidgenossenschaft wichtige identitätsstiftende Wirkung. Der Zuger Regierungsrat Heinz
Tännler (ZG, svp) sprach von einem am Morgarten begründeten Bewusstsein, dass die
Schweiz eine Antithese zur globalisierten Welt darstelle. Bundesrat Ueli Maurer stiess
ins gleiche Horn und kritisierte all jene Historiker, welche die für die Entwicklung der
Eidgenossenschaft bedeutenden Ereignisse entmystifizieren wollten. Die
geschichtswissenschaftliche Kritik an der Schweizer Geschichte sei überwiegend
politisch. Morgarten sei vielmehr als Beginn der dauernden Verteidigung der eigenen
Freiheit zu verstehen. Er hoffe, dass dieser Mut zur Eigenständigkeit dauerhaft bleibe. 
Ein Mittelalterfest in Zug Ende September, ein Freilichtspektakel beim
Schlachtendenkmal während des Sommers sowie das traditionelle Morgartenschiessen
mit dem Gedenkanlass Mitte November machten das Jubiläumsjahr in der Innerschweiz
zu einem vielfältigen Anlass. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2015
MARC BÜHLMANN
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Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 2
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Parlamentsorganisation

In der Sommersession überwies der Ständerat ein Postulat Berset (sp, FR) mit dem der
sozialdemokratische Parlamentarier eine Übersetzung der Ständeratsdebatten im
Internet in drei Landessprachen anregte, wie dies bei Nationalratsdebatten bereits der
Fall ist. Es wurde darauf hingewiesen, dass das Internet für die Bevölkerung im In- und
Ausland eine wichtige Quelle für die Verfolgung politischer Geschäfte darstellt. 3
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Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den acht Gesamterneuerungswahlen (BE, GL, GR, JU, NW, OW, VD, ZG) kam es in
drei Kantonen zu einer Änderung der parteipolitischen Zusammensetzung der
Regierung. Gewinnerin war insbesondere die SP: In Glarus eroberte sie einen zweiten
Sitz auf Kosten der SVP. Im Jura stellte sie erstmals zusammen mit den
Christlichsozialen die Mehrheit, nachdem die beiden Parteien der FDP und der CVP je
ein Mandat abjagen konnten. Und in der Waadt mussten die Liberalen den
Sozialdemokraten den vor vier Jahren abgenommenen Sitz wieder überlassen,
allerdings wurde Staatsrätin Francine Jeanprêtre zugunsten ihrer Parteikollegin Anne-
Catherine Lyon abgewählt. In den übrigen Kantonen konnte die SP ihre Vertretungen
halten. 

Der SVP blieb auch dieses Jahr der Erfolg in den Exekutivwahlen trotz Gewinnen in den
Parlamentswahlen versagt: In Glarus musste sie dem Sozialdemokraten Fritz Schiesser
die Nachfolge von SVP-Regierungsrat Christoph Stüssi überlassen; weder der offizielle
noch die beiden wilden Kandidaten konnten sich durchsetzen. In Obwalden gelang es
dem SVP-Kantonalpräsidenten nicht, einen der fünf Bisherigen zu verdrängen. Und in
Zug erlitt der aggressiv auftretende ehemalige FDP-Kantonsrat Heinz Tännler eine
Niederlage; der SVP blieb ein zweiter Sitz verwehrt. In den Kantonen mit einer
alteingesessenen SVP (Bern, Graubünden und Waadt) hingegen konnten die
konsensorientierteren Vertreterinnen und Vertreter ihre Ämter ohne Probleme halten.

Bei den Freisinnigen stand ein Gewinn in Nidwalden einem Verlust im Jura gegenüber;
dieser wog allerdings schwerer, da es sich um den einzigen FDP-Regierungssitz in
diesem Kanton handelte. In den anderen Kantonen konnte die FDP ihre Mandate halten.
Die CVP verlor je einen Sitz in Nidwalden und im Jura, wo sie auch ihre absolute
Mehrheit einbüsste. 

In den acht Gesamterneuerungswahlen konnten die Frauen nur ein zusätzliches
Regierungsmandat hinzugewinnen: Den zwei Sitzgewinnen in Nidwalden steht der
Rücktritt von Ruth Schwerzmann (fdp, ZG) gegenüber, deren Nachfolge Matthias Michel
antrat. Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2002 34 von 160
Regierungssitzen (21,3%; 2001: 20,4%). Gemessen am Gesamttotal ihrer Regierungssitze
(7) stellen die Liberalen mit drei Exekutivmitgliedern den höchsten Frauenanteil
(42,9%), gefolgt von der SP mit 34,5% (10 von 29 Regierungsräten) und der FDP mit
27,3% (12 von 44 Mandaten). Von den Bundesratsparteien ist der Frauenanteil am
kleinsten bei der SVP mit 18,8% (3 von 16 Sitzen). Von einem reinen Männergremium
regiert werden sechs Kantone (AI, AG, SH, SZ, TG, VS).
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Zu den Regierungsratswahlen vom Oktober traten Ruth Schwerzmann (fdp) und Robert
Bisig (cvp) nicht mehr an. Für die 7-köpfige Exekutive, die wie der Kantonsrat nach dem
Listenstimmenproporz gewählt wird, kandidierten vierzehn Personen auf vier Listen.
Die CVP schickte neben Regierungsrat Walter Suter den Fraktionschef im Kantonsrat
Beat Villiger, den Vizepräsidenten des Schweizerischen Bauernverbands und
ehemaligen Fraktionschef im Kantonsrat Peter Hegglin und den ehemaligen Präsidenten
des Handels- und Dienstleistungsverbands Kaspar Zimmermann ins Rennen. Bei der
FDP bewarben sich Regierungsrat Joachim Eder, Kantonsrat Matthias Michel und die
Gemeinderätin und frühere Kantonsrätin aus Cham, Claudia Bourquin-Fässler. Die SVP
kandidierte mit Regierungsrat Hans-Beat Uttinger sowie mit Heinz Tännler und Sandro
Murer. Die vereinigte Linke, bestehend aus SP und Sozialistisch-Grüner Alternative
(SGA), portierte die Exekutivmitglieder Hanspeter Uster (sga) und Brigitte Profos (sp),
den SP-Kantonalpräsidenten Herbert Schuler und den ehemaligen SGA-Kantonsrat Toni
Kleimann. Nachdem die CVP vor vier Jahren ihren dritten Sitz an die SVP hatte abtreten
müssen, bangte nun die Linke um ihren zweiten Sitz. Doch es waren die Freisinnigen,
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die von der SVP am stärksten bedrängt wurden; sie konnten ihren zweiten Sitz nur mit
einem Restmandat gegen die SVP verteidigen. Die Linke hingegen erzielte erstmals in
der Geschichte des Kantons Zug am meisten Listenstimmen von allen Parteien, noch
vor der FDP und der CVP. Das beste Resultat erzielte Hans-Peter Uster (sga). Die
Wiederwahl schafften auch die anderen Regierungsmitglieder Joachim Eder (fdp),
Walter Suter (cvp), Brigitte Profos (sp) und Hans-Beat Uttinger (svp). Neu in die
Regierung gewählt wurden Matthias Michel (fdp) und Peter Hegglin (cvp). Dieser schlug
Beat Villiger um nur gerade 60 Stimmen (0,01%). Bei der SVP musste der ehemalige
FDP-Kantonsrat Heinz Tännler und parteiinterne Konkurrent von Hans-Beat Uttinger
eine Niederlage einstecken. Obschon er im Wahlkampf aggressiv aufgetreten war und
sogar den Parteikollegen in der Regierung attackiert hatte, schnitt er wesentlich
schlechter ab als dieser. Da es der SVP nicht gelang, einen zweiten Sitz zu erobern,
blieb die parteipolitische Zusammensetzung der Regierung (2 CVP, 2 FDP, 1 SGA, 1 SP,
1 SVP) unverändert und entspricht damit den Kräfteverhältnissen im Parlament. 4

Die nach dem Proporzsystem durchgeführten Wahlen für den Zuger Regierungsrat
zeugten von einer zunehmenden Konkurrenz zwischen den beiden Linksparteien SP und
Alternative, die mit einer gemeinsamen Liste angetreten waren. Die SP musste den Sitz,
den sie seit 1923 innehatte, an die grünen Alternativen abgeben. Insgesamt kam die
linke Liste nur noch auf einen Wähleranteil von 23,5 %, 3,5% weniger als 2002. Sie
konnte damit jedoch ihre zwei Sitze im Regierungsrat verteidigen: Manuela Weichelt-
Picard und Patrick Cotti (beide neu) belegen für die Alternativen diese beiden Sitze. Die
FDP stellte mit 28,8% (+4,6%) die stärkste Liste vor der CVP mit 27,8% (+1,5%); beide
blieben damit bei zwei Sitzen. Gewählt wurden bei der FDP die beiden Bisherigen
Matthias Michel und Joachim Eder, bei der CVP der Bisherige Peter Hegglin und der neu
kandidierende Beat Villiger. Die SVP verteidigte mit einem Stimmenanteil von 20,0% (-
2,5%) ihren Sitz; eingenommen wurde er vom neu kandidierenden Heinz Tännler. 5
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2006 hatte die SP ihren Sitz an die Alternativen verloren, damals aber mitgeholfen, die
zwei linken Sitze zu verteidigen. Die beiden Parteien einigten sich nach zähem Ringen
darauf, mit einer gemeinsamen Liste zu den Gesamterneuerungswahlen 2010
anzutreten. Obschon nur die Alternativen eine Regierungsbeteiligung innehatten,
kamen sie der SP entgegen, indem die Listenarchitektur für die SP vier und für die
Alternativen drei Plätze vorsah. Die Alternativen traten dabei mit ihren zwei Bisherigen
Manuela Weichelt (die auf der Liste zweimal aufgeführt wurde) und Patrick Cotti (einmal
aufgeführt) an. Die SP schickte mit Markus Jans (zweimal aufgeführt), Simone Hutter
und Bettina Egler (je einmal aufgeführt) drei Kandidaten ins Rennen. Der Grund für die
gewählte Listenarchitektur war eine Reformation des Wahlsystems für die kantonale
Exekutive. Neu gilt nicht mehr ein Listenstimmenproporz, sondern – wie im Kanton
Tessin – der sogenannte Nationalratsproporz, bei dem jede persönliche Stimme auch
als Parteistimme zählt. Gegen das zusätzlich eingeführte Verbot von
Listenverbindungen hatten die linken Parteien erfolglos ein Referendum ergriffen. Auch
die bürgerlichen Parteien führten jene Kandidaten, deren Förderung im Zentrum stand
oder deren Wiederwahl gesichert werden sollte, doppelt auf. Bei der SVP waren dies
der bisherige Heinz Tännler sowie der Kantonsrat Stephan Schleiss. Die CVP führte die
beiden bisherigen Peter Hegglin und Beat Villiger doppelt und die FDP ihre beiden
Regierungsräte Joachim Eder und Matthias Michel. Ergänzt wurden die Listen mit Karin
Andenmatten, Sylvia Binzegger und Thomas Ulrich (CVP), Urs Hürlimann, Andreas Kleeb
und Thomas Lötscher (FDP) sowie Thomas Aeschi, Thomas Wyss und Manuel
Aeschbacher (SVP). Somit traten alle Bisherigen wieder an, wobei Patrick Cotti als
einziger nur einmal auf seiner Liste geführt wurde, was ihm auch prompt zum
Verhängnis wurde. 

Die SVP eroberte mit Stephan Schleiss etwas überraschend den zweiten Sitz der
Alternativen. Die SVP machte rund 3'000 Parteistimmen mehr als die vereinigte Linke,
die auf 21.7% Wählerstimmen kam. Der SP gelang es somit nicht, in die Regierung
zurückzukehren. Alle restlichen Bisherigen wurden problemlos wiedergewählt. Sowohl
die CVP als auch die FDP erhielten über 57'000 Parteistimmen und kamen auf einen
Wählerstimmenanteil von 27%. Damit wird der Kanton Zug von einer deutlichen
bürgerlichen Mehrheit mit je zwei Sitzen für die CVP, die FDP und die SVP regiert. Die
Linke ist nur noch mit dem einen Sitz der Alternativen vertreten. Die Wahlbeteiligung
betrug 43.9%. 6
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Für die Zuger Regierung bewarben sich 10 Kandidierende, darunter alle sieben wieder
antretenden Bisherigen. Die CVP schickte neben den beiden amtierenden Peter
Hegglin (cvp) und Beat Villiger (cvp) den Kantonsrat Martin Pfister (cvp) ins Rennen. Der
Angriff der CVP, die Pfister für eine allfällige Nachfolge für den seit drei Legislaturen
amtierenden Hegglin aufbauen wollte, wurde teilweise auch als arrogant bezeichnet.
Die FDP trat mit Matthias Michel (fdp) und Urs Hürlimann (fdp) wieder an und auch die
SVP hatte sich die Verteidigung ihrer beiden von Heinz Tännler (svp) und Stephan
Schleiss (svp) besetzten Mandate zum Ziel gesetzt. Ihren Sitz gegen die bürgerliche
Übermacht verteidigen wollte auch die Alternativ-Grüne Manuela Weichelt. Die SP
versuchte mit Christina Bürgi Dellsberger (sp) ihren vor acht Jahren verlorenen Sitz
wieder zurückzuholen. Komplementiert wurde der Kandidatenreigen mit Stefan Thöni,
der für die Piratenpartei ins Rennen stieg. Erstmals wurden die Regierungswahlen
mittels Majorzverfahren durchgeführt. Ende 2013 hatten fast zwei Drittel der Zuger
Stimmberechtigten die Initiative „Ja zur Personenwahl“ gutgeheissen, was ein Ende der
119-jährigen traditionellen Proporzwahl bedeutete. Vor allem die CVP und die FDP,
unterstützt von der GLP, hatten sich für diese Reform stark gemacht, was ihnen prompt
den Vorwurf einbrachte, damit ihren Machtanspruch sichern zu wollen. Am meisten vor
dem neuen System zu zittern hatten die Grün-Alternativen als kleinste
Regierungspartei. Befürchtet wurde eine rein bürgerliche Regierung. Die Umstellung
des Systems nicht nur der Exekutivwahlen, sondern auch der Parlamentswahlen, die neu
nach dem doppelten Pukelsheim durchgeführt wurden, sowie der Umstand, dass
gleichzeitig Gemeindewahlen stattfanden – ebenfalls mittels dem neuen
Majorzwahlsystem – versetzte die Verwaltungen im Kanton Zug in Nervosität.
Erheblicher Mehraufwand wurde befürchtet, weil die Majorzwahlen nicht mehr mit
vorgedruckten Listen durchgeführt wurden. Die ausgeteilten leeren Wahlzettel nach
Namen durchzuschauen und ins System einzutragen benötigte wesentlich mehr
freiwilliges Personal als früher. Nach einer langen Phase wirtschaftlicher Prosperität
musste auch im Kanton Zug der Gürtel enger geschnallt werden. Die niedrigen Steuern
hatten dazu geführt, dass die wachsenden Beiträge für den Finanzausgleich nicht mehr
bezahlt werden konnten.  
Bei den Wahlen am 6. Oktober wurden die sieben Amtierenden bestätigt. Am meisten
um die Wiederwahl zittern musste wie erwartet Justizdirektorin Manuela Weichelt (al-
gp), die letztlich mit 12'558 Stimmen nur sehr knapp vor Martin Pfister (cvp, 12'353
Stimmen) lag, der das absolute Mehr von 10'524 Stimmen zwar geschafft hätte, letztlich
aber als Achtplatzierter über die Klinge springen musste. Am meisten Stimmen erzielte
Peter Hegglin (cvp, 21'585 Stimmen). Bereits zum dritten Mal lag der amtierende
Präsident der schweizerischen Finanzdirektorenkonferenz zuoberst in der Wählergunst
und empfahl sich für seine vierte Amtsperiode. In der Presse wurde allerdings
gemutmasst, dass Hegglin sich dank seiner Beliebtheit auch für die eidgenössischen
Wahlen für ein nationales Amt, vorzugsweise den Ständerat, empfehle. Dies auch
deshalb, weil sein Parteikollege und Ständerat Peter Bieri (cvp) seinen Rücktritt bekannt
gegeben hatte. Hinter Hegglin folgten Matthias Michel (fdp, 19'828 Stimmen), Beat
Villiger (cvp, 18'479 Stimmen) und Urs Hürlimann (fdp, 18'342 Stimmen). Die beiden SVP-
Kandidierenden wurden weniger glanzvoll bestätigt: Heinz Tännler (svp), ebenfalls als
potenzieller Anwärter auf ein nationales Amt bezeichnet, wurde von 16'997 Zugerinnen
und Zugern gewählt, während Stephan Schleiss (svp) 14'610 Stimmen erzielte. Die SVP
erklärte das eher schlechte Abschneiden – eigentlich war man von einem Kopf-an-
Kopf-Rennen mit der CVP ausgegangen – mit dem Majorzwahlsystem, das der SVP nicht
so gut bekomme wie den Mitteparteien. Deutlich distanziert wurde Christina Bürgi
Dellsberger (sp), die lediglich 8'910 Stimmen machte. Mit der Entscheidung nichts zu
tun hatte auch Stefan Thöni (3'669 Stimmen). Insgesamt entschied sich die Zuger
Wählerschaft – die Stimmbeteiligung lag bei 42,6% – also für Stabilität. Viel zu reden
gab der hohe Anteil an ungültigen Stimmen: Fast 10% betrug dieser. Offenbar hatten
viele Stimmberechtigten statt des offiziellen Wahlzettels ein Beiblatt in die Urne gelegt,
auf dem das neue Wahlsystem mit einem Beispiel erklärt werden sollte: Aufgeführt
waren darauf alle Bisherigen. Bald regte sich nicht nur Unmut darüber, dass es offenbar
nicht gelungen war, die Wahlanleitung verständlich zu gestalten, sondern auch über den
Umstand, dass lange Zeit verstrich, bis die Regierung sich erklärte. Immerhin bestünde
die Möglichkeit, dass die Berücksichtigung der ungültigen Stimmen am sehr knappen
Vorsprung von Manuela Weichelt etwas ändern könnte. In der Folge wurden gleich zwei
Wahlbeschwerden eingereicht. Mitte November entschied das Zuger
Verwaltungsgericht, dass zwar keine Neuwahlen angesetzt, aber ein Grossteil der für
ungültig erklärten Stimmzettel (2'773 von 2'897) gezählt werden müsse. Am Resultat
änderte sich mit der Neuauszählung zwar substanziell nichts, der Vorsprung von
Weichelt wuchs allerdings von 205 auf 2'042 Stimmen an, was das Resultat letztlich
zusätzlich legitimiere, wie das Gericht argumentierte. Es sprach zudem eine Rüge gegen
die Staatskanzlei aus, die bei der Vorbereitung des Wahlmaterials nicht die nötige
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Sorgfalt habe walten lassen. 7

Im Oktober 2018 standen im Kanton Zug neben der Wahl der Gemeindebehörden auch
die Wahlen in den Kantonsrat und in den siebenköpfigen Regierungsrat an. Anfang Jahr
wurde bekannt, dass die beiden Regierungsräte der FDP, Matthias Michel und Urs
Hürlimann, nicht zur Wiederwahl antreten würden. 
Im März präsentierte die Geschäftsleitung der freisinnigen Kantonalpartei einen Pool
von vier Anwärterinnen und Anwärtern, aus denen die FDP-Basis Anfang April zwei
Kandidierende auswählte. Die Basis entschied sich mit dem Parteipräsidenten und
Kantonsrat Andreas Hostettler und dem Kantonsrat und Fraktionschef Florian Weber
für ein reines Männerticket. Die zur Auswahl stehende Frau, die Steinhausener
Gemeinderätin Carina Brüngger landet mit hauchdünnem Abstand auf Platz drei, und
somit vor dem Gemeindepräsidenten aus Neuhausen, Roger Bosshart. 
Keine Vakanzen zeichneten sich hingegen bei der CVP und der SVP ab. Sowohl die
beiden amtierenden CVP-Regierungsräte Beat Villiger und Martin Pfister, als auch die
beiden Amtsinhaber der SVP, Heinz Tännler und Stephan Schleiss, wollten sich für eine
weitere Legislatur zur Verfügung stellen.
Eher überraschend war der gegen Ende April bekannt gegebene Entscheid der einzigen
Zuger Regierungsrätin und amtierenden Frau Landammann – Manuela Weichelt von den
Alternativen - die Grünen (ALG) –, bei den Regierungsratswahlen nicht erneut antreten
zu wollen. Da bisher lediglich Kandidaturen von Männern bekannt geworden waren –
neben dem FDP-Zweierticket und den Bisherigen liess sich auch der GLP-Kantonsrat
Daniel Stadlin portieren, der für seine Partei wegen der FDP-Doppelvakanz die Chance
auf einen Sitz witterte – machten sich Bedenken breit, dem Kanton Zug werde ab
Herbst als aktuell fünftem Kanton der Schweiz eine reine Männerregierung vorstehen.
Am raschesten reagierte die CVP. Nur rund eine Woche nach der Rücktrittsankündigung
nominierten die CVP-Delegierten mit der Kantonsrätin Silvia Thalmann eine dritte
Kandidatur für die Regierungsratswahlen. Bereits im März hatten die Delegierten den
Parteivorstand ermächtigt, allenfalls noch eine dritte Person ins Rennen zu schicken, da
sie die Chancen auf einen zusätzlichen CVP-Sitz als intakt erachteten. Sowohl für den
Parteivorstand als auch für die Kandidatin habe die Überlegung, dass den Wählenden
auch eine Frau zur Auswahl stehen solle, zu diesem Entscheid geführt. 
Kurz darauf meldete sich der Vorstand der Grünen aus Steinhausen zu Wort. Man habe
entschieden, den Kantonsrat und Steinhausener Gemeinderat Andreas Hürlimann zur
Verteidigung des ALG-Sitzes aufzustellen. In der Folge entbrannte zwischen der ALG
und der SP ein sich in den Leserbriefspalten der Zuger Zeitung abspielendes Hin und
Her, das schliesslich darin gipfelte, dass die SP Ende Mai mit der Kantonsrätin und
Parteipräsidentin Barbara Gysel ebenfalls eine Kandidatur lancierte, um ihren vor 12
Jahren verloren gegangenen Sitz in der Regierung zurückzuerobern und um die
Wahrscheinlichkeit eines reinen Männergremium zu verkleinern. 
Die Männerdominanz gab auch innerhalb der FDP zu reden. Nach Bekanntgabe von
Weichelts Rücktritt waren die FDP-Frauen an die Kantonalpartei gelangt, um diese zu
einer dritten, mit einer Frau besetzten Kandidatur zu bewegen. Die Kantonalpartei
entschied daraufhin jedoch aus wahltaktischen Überlegungen, auf eine solche zu
verzichten. In den Augen der Freisinnigen stellte die dritte Kandidatur der CVP eine
Konkurrenz dar. Um die Chancen auf Halten der beiden parteieigenen Sitze zu
maximieren, fahre man mit einem Zweierticket am besten, so der Parteivorstand. Die
Freisinnigen waren indes nicht die einzigen, die um ihre Vertretung fürchten mussten:
Dass sich von linker Seite zwei Kandidierende präsentierten, wurde von Experten
aufgrund des eingeschränkten linken Wählerpotentials in Zug als riskant erachtet.
Nicht zuletzt sorgte nur wenige Tage vor den Regierungsratswahlen die «Auto-Affäre»
um den zur Wiederwahl antretenden CVP-Regierungsrat Beat Villiger für Schlagzeilen.
Das Online-Magazin Republik machte bekannt, dass die Zuger Staatsanwaltschaft wegen
Überlassen seines Fahrzeugs an eine Person ohne Führerschein im Juli 2017 gegen den
Zuger Regierungsrat ermittelt hatte. Villiger konnte sich dabei aber erfolgreich auf den
Standpunkt stellen, nichts von dem fehlenden Führerschein gewusst zu haben. Pikanter
war der Umstand, dass die Person im November desselben Jahres noch einmal ohne
Führerschein von der Polizei angehalten worden war, zu diesem Zeitpunkt aber einen
Kaufvertrag für das Auto vorlegte, der vor dem ersten Vorfall abgeschlossen worden
war. Villiger stand somit auch unter Verdacht, den Vertrag zurückdatiert zu haben, um
eine Strafuntersuchung abzuwenden. Das Nennen dieses zweiten Vorwurfs der
Urkundenfälschung war dem Magazin Republik aufgrund einer vom Bezirksgericht
Zürich verhängten superprovisorischen Verfügung untersagt worden. Trotzdem gelangte
der Vorwurf via andere Medien in Umlauf. Unterdessen waren die Strafuntersuchungen
jedoch eingestellt worden, da sich der Tatverdacht gegen Villiger nicht erhärtet hatte.
Am Wahlwochenende brach Villiger schliesslich via SonntagsBlick das Schweigen und
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beichtete, dass es sich bei der bis dahin anonymen Person um eine ehemalige Affäre
handle.

Der Wahlsonntag vom 7. Oktober schaffte bereits im ersten Wahlgang Klarheit über die
zukünftigen Sitzverhältnisse im Zuger Regierungsrat. Am meisten Stimmen erhielten die
vier Bisherigen; allen voran Martin Pfister von der CVP (21'679) gefolgt von SVP-
Regierungsrat Heinz Tännler (19'042), CVP-Mann Beat Villiger (18'440) und dem zweiten
SVP-Vertreter, Stephan Schleiss (18'236). Mit 16'405 Stimmen erzielte die CVP-
Kandidatin Silvia Thalmann das fünftbeste Resultat. Mit Andreas Hostettler (15'148) und
Florian Weber (15'087) schafften auch die beiden Kandidaten der FDP den Einzug in den
Regierungsrat. Das absolute Mehr an Stimmen passierten zwar auch die SP-Kandidatin
Barbara Gysel (13'171) und der ALG-Kandidat Andreas Hürlimann (12'856), sie konnten
ihre bürgerlichen Kolleginnen und Kollegen jedoch nicht einholen. Der
Regierungsratskandidat der GLP, Daniel Stadlin, scheitert mit 9'622 Stimmen am
absoluten Mehr (11'407). 
Somit wird der Kanton Zug in der neuen Legislatur nicht von einem reinen
Männergremium, aber unter rein bürgerlicher Zusammensetzung regiert. Damit ist der
Kanton Uri aktuell der einzige Kanton in der Zentralschweiz, der den freiwilligen Proporz
mit einer linken Vertretung in der kantonalen Exekutive hochhält. Villiger gab sich nach
der Wahl aufgrund der «Auto-Affäre» Bedenkzeit, ob er die Wahl annehmen wolle.
Knappe zwei Wochen später entschied er sich dazu. 8

Eidgenössische Wahlen

Zweite Wahlgänge waren in den acht Kantonen Zürich, St. Gallen, Waadt, Neuenburg,
Tessin, Luzern, Wallis und Freiburg nötig. Die letzten Resultate standen Ende November
fest. In den Kantonen Luzern, Wallis und Freiburg erfolgten die zweiten Wahlgänge in
stiller Wahl, da sich die zurückliegenden Kandidaten zurückzogen. Gewählt wurden im
Wallis René Imoberdorf (cvp, neu), in Luzern Konrad Graber (cvp, neu) und in Freiburg
der Bisherige Alain Berset (sp). Im Kanton Neuenburg wurde im zweiten Wahlgang
neben Gisèle Ory (sp) Didier Burkhalter (fdp) gewählt, Pierre Bonhôte (sp) musste sein
Mandat abgeben. Im Kanton Waadt schaffte das linke Zweierticket Géraldine Savary (sp)
und Luc Recordon (gp) die Wahl in den Ständerat, Charles Favre (fdp) und Guy Parmelin
(svp) hatten das Nachsehen. Im Tessin gelang Franco Cavalli (sp) der Einzug in den
Ständerat nicht, Dick Marty (fdp) und Filippo Lombardi (cvp), der wiederholt wegen
Verkehrsdelikten mit der Justiz in Konflikt geraten war, wurden wiedergewählt. Im
Kanton St. Gallen verzichtete die SP-Kandidatin Kathrin Hilber für den zweiten
Wahlgang auf eine Kandidatur, um die Wiederwahl von Erika Forster (fdp) und Eugen
David (cvp) zu sichern. Diese Strategie ging auf, die SVP konnte sich mit ihrem
Kandidaten Toni Brunner nicht durchsetzen. Im Kanton Zürich zog sich nach längerem
Hin und Her die SP-Kandidatin Chantal Galladé nach dem ersten Wahlgang zugunsten
von Verena Diener (glp) zurück. Da Diener im zweiten Wahlgang damit allein gegen den
SVP-Kandidaten Ueli Maurer antreten konnte, gelang ihr die Wahl in den Ständerat mit
einem Vorsprung von knapp 30'000 Stimmen. 9

WAHLEN
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Rolf Schweiger (fdp) hatte nach zwölf Jahren, während derer er den Kanton Zug im
Ständerat vertrat, seinen Rücktritt eingereicht. Seinen Sitz wollte die FDP mit
Gesundheitsdirektor Joachim Eder verteidigen. Peter Bieri (cvp) trat für die CVP wieder
an. Die beiden bürgerlichen Kandidaten galten als Favoriten. Auch im Kanton Zug trat
die SVP mit einem Herausforderer an. Philip Brunner wurden allerdings kaum Chancen
eingeräumt; zuvor hatten der aussichtsreichere Regierungsrat Heinz Tännler sowie
Nationalrat Marcel Scherer abgesagt. Lediglich Aussenseiterchancen wurden auch
Eusebius Spescha (sp) und Stefan Gisler von den Alternativen zuerkannt. Tatsächlich
erzielten die beiden Favoriten fast doppelt so viele Stimmen wie der drittplatzierte
Brunner (10'612): sowohl Eder (22'571 Stimmen) als auch Bieri (21'076 Stimmen) waren
somit bereits im ersten Wahlgang gewählt. Auch Spescha (5'998) und Gisler (5'387)
hatten keine Chance. 10
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Mit Jean-François Rime als Herausforderer versprach sich die SVP den Gewinn eines
Ständeratssitzes im Kanton Freiburg. Die beiden Bisherigen Alain Berset (sp) und Urs
Schwaller (cvp) traten allerdings beide wieder an und galten als schwierig zu schlagende
Schwergewichte. Deshalb wurde auch dem zweiten Herausforderer Ruedi Vonlanthen
(fdp) nur geringe Chancen eingeräumt. Die Aufgabe von Rime war es zudem, als
Aushängeschild der SVP auch für die Nationalratswahlen zu mobilisieren. Trotzdem
mussten die 20'558 Stimmen, die der spätere Bundesratskandidat der SVP erhielt, als
Enttäuschung gewertet werden. Sowohl Berset (46'295) als auch Schwaller (44'699)
erhielten mehr als doppelt so viele Stimmen und waren somit im ersten Wahlgang
gewählt. Vonlanthen konnte lediglich 7'685 Stimmen verbuchen. Damit kam es wie
erwartet und im Gegensatz zu 2007 nicht zu einem zweiten Umgang. 11
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil fédéral a proposé de supprimer la charge maximale, introduite il y a 60 ans,
afin de lutter contre le surendettement des agriculteurs. Estimant que les agriculteurs
étaient aujourd’hui en mesure de déterminer eux-mêmes de combien de capitaux
extérieurs ils avaient besoin, la majorité de la commission s’est prononcée en faveur de
cette modification. Une minorité emmenée par Alain Berset (ps, FR) a proposé, de son
côté, de maintenir le droit en vigueur, puisqu’il permettait de garder le contrôle sur les
dettes contractées par les exploitants agricoles. Le Conseil des Etats s’est finalement
rallié à la majorité de la commission, et à la proposition du Conseil fédéral, par 19 voix
contre 14. 12
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Dans le cadre de l’examen de la loi fédérale sur le bail à ferme agricole, le Conseil des
Etats s’est montré divisé sur la question du contrôle du fermage par les autorités. La
majorité de la commission désirait, à l’instar du Conseil fédéral, retirer le fermage du
contrôle des autorités, estimant que les parties devaient être libre de fixer entre elles
l’affermage des terrains agricoles. Une minorité Alain Berset (ps, FR) a toutefois
proposé le maintien du contrôle du fermage par les autorités. Le député socialiste n’a
cependant pas été suivi par le plénum, qui s’est finalement rallié à la majorité de la
commission et à la proposition du gouvernement par 17 voix contre 14. En ce qui
concerne la loi fédérale sur les allocations familiales, les députés se sont prononcés à
l’unanimité en faveur des propositions de la commission et du Conseil fédéral. 13
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Lebensmittel

L’Association suisse pour la promotion des AOC-IGP s’est dotée d’un nouveau
président, en la personne du conseiller aux Etats socialiste fribourgeois Alain Berset. 14

VERBANDSCHRONIK
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ständerat Berset (sp, FR) beantragte in einem Postulat, dass nicht nur die Kosten für die
mit dem Beruf zusammenhängende Weiterbildung und Umschulung von den Steuern
abgezogen werden können, sondern auch die Ausbildungskosten. Aufgrund der
Erklärung des Bundesrates, die Verwaltung arbeite in Beantwortung eines
diesbezüglichen, im Vorjahr überwiesenen Vorstosses David (cvp, SG) bereits an einem
entsprechenden Bericht, zog Berset sein Begehren zurück. 15
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Unmittelbar nach dem Nein der Stimmbevölkerung zur Unternehmenssteuerreform III
an der Urne betonten sowohl Gewinner als auch Verlierer die Wichtigkeit des Projektes
und die Dringlichkeit einer neuen Vorlage. Einig war man sich mehr oder weniger
darüber, dass kein kompletter Neubeginn nötig sei, sondern dass man entsprechend
dem sogenannten Plan B auf der bisherigen Vorlage aufbauen könne. Bezüglich der
effektiven Ausgestaltung der neuen Vorlage gingen die Meinungen aber weit
auseinander. So meldeten sich zahlreiche Parteien, Verbände und
Interessenorganisationen mit eigenen Positionspapieren, Eckpunkten und Vorschlägen
zu Wort, darunter der Gewerbeverband, die SP oder auch die kantonalen
Finanzdirektoren zusammen mit den Städte- und Gemeindevertretern. 

Die neue Steuerungsgruppe von Finanzminister Maurer, welche mit Eva Herzog (BS, sp),
Serge Dal Busco (GE, cvp), Heinz Tännler (ZG, svp) und Benedikt Würth (SG, cvp) vier
Vertreterinnen und Vertreter der Finanzdirektorenkonferenz (FDK) umfasste,
präsentierte Ende Mai – und somit in Rekordzeit – die Eckwerte der neuen, als
„Steuervorlage 17” betitelten Vorlage. Diese hatte sich am Vorbild des Kantons Waadt
orientiert, dem es durch ein soziales Abfedern der Steuerausfälle durch höhere
Kinderzulagen gelungen war, sowohl bei der kantonalen Vorlage zur Umsetzung der
Unternehmenssteuerreform III als auch bei der entsprechenden nationalen Vorlage an
der Urne eine Mehrheit zu erzielen. Entsprechend beschränkte sich der Vorschlag der
Steuerungsgruppe nicht nur auf eine Reduktion der den Kantonen zur Verfügung
stehenden Entlastungsmassnahmen: eine engere Fassung des Patentabzugs sowie des
Abzugs für Forschung und Entwicklung, ein Verzicht auf die Möglichkeit zur Einführung
einer zinsbereinigten Gewinnsteuer sowie vor allem eine Beschränkung der maximalen
Steuerentlastung durch die neuen Steuerabzüge auf 70 Prozent anstelle von zuvor 80
Prozent. Vielmehr verstärkte die Steuerungsgruppe mit der Steigerung der
Dividendenbesteuerung von 60 auf 70 Prozent auch die Gegenfinanzierung und sorgte
mit der von der SP geforderten Erhöhung der Kinderzulagen um CHF 30 für eine
Entlastung der Familien. Zusätzlich wurden durch die Aufnahme einer Klausel zur
ausdrücklichen Berücksichtigung von Städten und Gemeinden auch deren Bedenken
berücksichtigt. Ansonsten übernahm die Steuervorlage 17 die Bestimmungen aus dem
Unternehmenssteuerreformgesetz III, insbesondere bezüglich der Abschaffung der
kritisierten Steuerprivilegien sowie bezüglich der Kompensation der Kantone durch
eine Steigerung des Kantonsanteils an den Bundessteuern von 17 Prozent auf 21.2
Prozent. 

Kurz darauf präsentierte der Bundesrat die neue Vorlage, die weitgehend auf dem
Vorschlag der Steuerungsgruppe beruhte. Einen entscheidenden Unterschied wies die
bundesrätliche Vorlage jedoch auf: Sie sah vor, den Kantonsanteil an den
Bundessteuern nur auf 20.5 Prozent zu steigern, wodurch die Kantone anstelle von der
ursprünglich vorgesehenen CHF 1 Mrd. noch CHF 820 Mio. erhalten würden.
Entsprechend empört zeigten sich die Kantone von dieser Klausel, zumal sie in der
kurzen Diskussion dazu in der Steuerungsgruppe keinerlei Anklang gefunden hatte, wie
Heinz Tännler und Benedikt Würth erklärten. Die Kantone waren jedoch nicht als
Einzige unzufrieden mit dem bundesrätlichen Vorschlag: Die SP und die
Gewerkschaften hiessen zwar die Richtung der Verbesserungen gut, befürchteten
jedoch, dass die Kantone ihre Unternehmenssteuern dadurch trotzdem stark senken
würden. Zudem sollten die Kinderzulagen und die Dividendenbesteuerung stärker
erhöht werden. Der Gewerbeverband sorgte sich aufgrund der steigenden
Dividendenbesteuerung um die Zukunft der KMU, während die internationalen
Grosskonzerne davon nicht stark betroffen seien. Kritisch beurteilte der Finanzdirektor
des Kantons Zürich, Ernst Stocker (ZH, svp), vor allem den Verzicht auf die
zinsbereinigte Gewinnsteuer. Da sich der Kanton Zürich in einer speziellen Situation
befindet, indem er besonders stark von der Abschaffung der alten Steuerprivilegien
betroffen ist, sich gleichzeitig aber keine grosse Senkung der ordentlichen
Gewinnsteuersätze leisten kann, ist er stark auf den Eigenkapitalzinsabzug angewiesen.
Anfangs September 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage schliesslich in die
Vernehmlassung, während der die interessierten Kreise bis Dezember 2017 die
Möglichkeit haben, ihre Kritik anzubringen. 16
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Indirekte Steuern

Der Bundesrat hatte dem Parament im Juni 2008 eine Botschaft zur Reform des
Mehrwertsteuergesetzes vorgelegt. Diese Vorlage enthält zwei Teile: Teil A beinhaltet
den Entwurf eines totalrevidierten Mehrwertsteuergesetzes, das zahlreiche
Vereinfachungen vorsieht und generell anwendungsorientierter ist. Mit über 50
Einzelmassnahmen sollen die Unternehmen administrativ entlastet werden, die
geltenden Steuertarife werden jedoch beibehalten. Hier setzt Teil B der Reform an, der
alle Änderungsvorschläge des ersten Teils enthält, jedoch darüber hinaus einen
einheitlichen Mehrwertsteuersatz von 6,1% vorschlägt und weiter möglichst viele
Ausnahmen abschaffen will. Der Bundesrat strebte die Umsetzung sowohl der in Teil A
als auch der in Teil B enthaltenen Reformen an.

Die vorberatende Kommission des Nationalrates beschloss zuerst nur Eintreten auf den
Teil A der Reform und vertagte den Eintretensentscheid zu Teil B. Sie wollte damit eine
möglichst rasche Beschlussfassung bezüglich des Teils A gewährleisten. Der Nationalrat
hatte in der Folge über Eintreten auf Teil A der Vorlage zu befinden. Es lagen zwei
Anträge auf Rückweisung vor. Ein erster wollte den Bundesrat beauftragen nur eine
Teilrevision zu präsentieren und wurde von der SP, nicht aber von der grünen Fraktion
unterstützt. Er scheiterte im Parlament deutlich. Auch ein zweiter Rückweisungsantrag
von Nationalrat Zisyadis (al, VD), der eine komplette Neugestaltung der Mehrwertsteuer
verlangt hatte, wurde klar abgelehnt.

In der Detailberatung des Nationalrates war der Sondersatz für Hotellerieleistungen
umstritten. Der bundesrätliche Entwurf sah dessen Fortführung vor, die Ratslinke und
die Grünen bekämpften diesen Sondersatz. Mit 109 zu 57 Stimmen setzte sich die
bürgerliche Ratsmehrheit und Bundesrat Hans-Rudolf Merz durch. In der Frage des
Verzichts auf die Befreiung von der Steuerpflicht, eine Regelung, die vor allem bei
neugegründeten Firmen angewendet wird und diesen Anspruch auf den Vorsteuerabzug
gibt, entschied der Rat nach Vorgabe seiner Kommissionsmehrheit, aber gegen den
Bundesrat und die Ratslinke. Er setzte dabei insbesondere durch, dass der Verzicht
rückwirkend auf bis zu drei zusammenhängende Steuerperioden ermöglicht werden
soll. Die Kommission setzte sich mit ihrem Vorschlag auch bei der Erhöhung der
unteren Umsatzgrenze für die Steuerpflicht von gemeinnützigen Institutionen, Sport-
und Kulturverbänden von 100'000 auf 300'000 Fr. pro Jahr durch. Dieser Vorschlag
wurde diskussionslos angenommen. Mehr zu reden gab die von der Kommission
vorgeschlagene Verkürzung der Verjährungsfrist, also jener Frist, innerhalb derer die
Steuerverwaltung eine Steuerforderung stellen kann. Die Kommission hatte entgegen
dem Entwurf des Bundesrates eine Verkürzung dieser Frist von fünf auf drei Jahre
gefordert. Eine links-grüne Minderheit sowie Bundesrat Merz argumentierten, dass eine
solche Verkürzung nicht nur zu Steuerausfällen sondern auch zu administrativem
Mehraufwand führen werde. Dennoch setzte sich die Kommissionsmehrheit, wenn auch
relativ knapp, mit 81 zu 72 Stimmen durch. Eine vorwiegend aus SVP-Vertretern
zusammengesetzte Minderheit wollte den Entwurf dahingehend ändern, für
Mehrwertsteuerberater, Steuerexperten oder Treuhändler eine Art Berufsgeheimnis
einzuführen und sie somit nicht der Auskunfts- und Offenlegungspflicht zu
unterstellen. Dieser Antrag setzte sich gegen die Kommissionsmehrheit knapp mit 87 zu
86 Stimmen durch, dafür hatte neben der SVP- auch die FDP-Fraktion gestimmt. Die
Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung mit 110 zu 59 Stimmen angenommen, die
Ratslinke hatte geschlossen dagegen, die bürgerlichen Fraktionen ebenso geschlossen
dafür votiert.

Im Ständerat war die vom Nationalrat vorgenommene Erhöhung der Umsatzgrenze für
die Steuerpflicht von gemeinnützigen Institutionen, Sport- und Kulturverbänden ein
erster wichtiger Diskussionspunkt. Die Kommission schlug vor, dem bundesrätlichen
Entwurf zu folgen und die Grenze auf 100'000 Fr. zu senken. Felix Gutzwiller (fdp, ZH)
argumentierte für eine Beibehaltung der aktuell gültigen Grenze von 150'000 Fr. Der Rat
entschied nur mit Stichentscheid seines Präsidenten Berset (sp, FR) mit 23 zu 22 für
den Kommissionsvorschlag und damit in Abweichung der Fassung des Nationalrates.
Auch im Unterschied zum Nationalrat hielt die kleine Kammer an der vom Bundesrat
vorgeschlagenen fünfjährigen Verjährungsfrist fest und wollte diese nicht auf drei Jahre
reduzieren. Weiter setzte der Ständerat geänderte Bestimmungen zum Strafrecht der
Mehrwertsteuer durch und strich das vom Nationalrat neu eingeführte
Auskunftsverweigerungsrecht für Steuerberater wieder. Dies vor allem weil die
Berufsbezeichnung Steuerberater nicht geschützt ist und somit die Umsetzung dieses
Artikels unklar bleiben würde. Unbestritten war im Ständerat auch die Fortführung des
Sondersatzes der Mehrwertsteuer auf Hotellerieleistungen. In der Gesamtabstimmung
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wurde das Gesetz einstimmig bei 4 Enthaltungen angenommen.

Im Differenzbereinigungsverfahren passierte im Nationalrat ein von der WAK-NR
ausgearbeiteter Kompromiss, die Umsatzlimite von Sport- und Kulturvereinen sowie
von gemeinnützigen Organisationen auf dem bereits im bestehenden alten Gesetz
festgeschriebenen Betrag von 150'000 Fr. zu belassen. Sonst schloss er sich weitgehend
den Beschlüssen des Ständerates an. Der Ständerat übernahm die vom Nationalrat
bereinigte Version des Gesetzes ohne Debatte. In der Schlussabstimmung wurde das
Gesetz im Ständerat einstimmig, im Nationalrat mit 4 Gegenstimmen gutgeheissen. 17

Voranschlag

Das vom Parlament verabschiedete Budget 2008 sah bei veranschlagten Ausgaben von
56 854 Mio Fr. und Einnahmen von 57 976 Mio Fr. einen Einnahmenüberschuss von 1122
Mio Fr. vor. Die veranschlagten Ausgaben lagen 1747 Mio Fr. oder 3,2% über dem Budget
des Vorjahres. Am meisten zusätzliche Mittel benötigten wie bereits im Vorjahr die
Finanzen und Steuern (+789 Mio oder +8,1%), die Bildung und Forschung (+343 Mio oder
6,6%) und die soziale Wohlfahrt (+278 Mio oder 1,6%). Der Bundesrat rechnete mit um
3,5% (+1,9 Mia) höheren Einnahmen als im Vorjahr. Mit höheren Erträgen rechnete er
vor allem bei der direkten Bundessteuer (+1,2 Mia oder 7,8%) und bei der
Mehrwertsteuer (+4,2% oder 820 Mio Fr.). Bei den Stempelabgaben (-275 Mio oder
-8,6%) und den Mineralölsteuern (-50 Mio oder -1,0%) rechnete er hingegen mit
Mindereinnahmen.

Bei der Debatte im Nationalrat um den Voranschlag der Eidgenossenschaft 2008 wurde
ein Antrag Schwander (svp, SZ), welcher den Voranschlag an den Bundesrat
zurückweisen wollte, um diesen um 700 Mio Fr. zu kürzen, abgewiesen. Bei den
Voranschlägen zu den einzelnen Verwaltungseinheiten gab es meist einen
Minderheitsantrag von linker Seite, welcher mehr Geld sprechen wollte und einen von
rechter Seite, welcher für eine Kürzung der veranschlagten Ausgaben eintrat. In den
meisten Fällen konnte sich keiner der Minderheitsanträge durchsetzen. Sehr knapp fiel
die Entscheidung bei einem Minderheitsantrag im Bereich des Bundesamtes für Sport
aus, wo eine linke Minderheit die Aufstockung der Mittel für die nationale Antidoping-
Agentur forderte. Mit einem Stichentscheid des Präsidenten wurde auch dieser Antrag
abgelehnt. Angenommen wurde lediglich ein Minderheitsantrag aus dem rechten Lager,
welcher sich gegen eine Aufstockung der jährlichen Einlage des Infrastrukturfonds beim
Bundesamt für Strassen ausgesprochen hatte. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat alle Bundesbeschlüsse an.

Differenzen zwischen den beiden Räten gab es in Bezug auf das Departement des
Inneren und das Bundesamt für Kultur. Der Nationalrat wollte den Kredit für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer um 4,6 Mio Fr. erhöhen. Der
Ständerat stimmte dem Nationalrat diesbezüglich zu. Auch beim Bundesamt für Sport
beschloss der Nationalrat eine Erhöhung des Kredits und zwar um 2 Mio Fr., welche
sowohl für den Funktionsaufwand im Globalbudget als auch für Entschädigungen der
Ausbildungsaktivitäten der Kantone verwendet werden. Auch hier stimmte der
Ständerat zu. Beim Eidgenössischen Personalamt beantragte der Nationalrat eine
Erhöhung des Kredites für die Lehrlingsausbildung und die Beschäftigung von
Praktikanten um 700'000 Fr. Auch diese Änderung nahm der Ständerat an. Beim
Bundesamt für Verkehr hatte der Nationalrat mit ziemlich eindeutiger Mehrheit (93 zu
56 Stimmen) den Beratungsaufwand um 800'000 Fr. gekürzt. Dieser Kürzung stimmte
der Ständerat ebenfalls zu.

Im Ständerat gab es ebenfalls einige Minderheitsanträge die scheiterten. Einerseits ein
Antrag Maissen (cvp, GR), welcher beim Bundesamt für Kultur mehr Geld für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer sprechen wollte und gleichzeitig im
Generalsekretariat des Departements des Inneren Einsparungen machen wollte.
Andererseits ein Antrag Büttiker (fdp, SO), welcher dem Bundesamt für Sport mehr Geld
für die Schaffung einer nationalen Agentur gegen Doping sprechen wollte und ein
Antrag Fetz (sp, BS) und Berset (sp, FR), welcher die Position wirtschaftliche
Entwicklungszusammenarbeit aufstocken wollte. Erfolgreich war lediglich ein Antrag
Marty (fdp, TI), welcher Schweiz Tourismus mehr Geld sprechen wollte. Die sieben
Bundesbeschlüsse wurden einstimmig angenommen. 18
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Der Nationalrat behandelte die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes in einer Open-
End-Sitzung, an deren Ende er gar noch den Nachtrag I zum Voranschlag 2021
anhängte. Mit einer Dauer von 10 Stunden und 10 Minuten (von 14:30 Uhr bis 00:40 Uhr)
sei dies die längste Debatte der jüngeren Parlamentsgeschichte gewesen, wie die
Parlamentsdienste auf Medienanfrage bestätigten. In dieser «Monsterdebatte» (SRF
Online) hatte die grosse Kammer neben der Grundsatzdebatte und unzähligen
Mehrheitsanträgen auch 54 Minderheitsanträge und 25 Einzelanträge zu behandeln. Die
Relevanz dieser Debatte zeigte sich auch daran, dass drei Mitglieder des Bundesrates
zugegen waren: Neben Finanzminister Maurer, der auch die erste Revision sowie die
Debatte im Ständerat begleitet hatte, begründete Gesundheitsminister Berset die
bundesrätlichen Positionen zum umstrittensten ersten Block der Vorlage und
Wirtschaftsminister Parmelin diejenigen im vierten Block zum Thema der
Arbeitslosenversicherung. Dabei schuf der Nationalrat zahlreiche Differenzen zum
Ständerat, insbesondere im Bereich der Härtefallhilfen, verzichtete aber auf die
umstrittensten Anträge der Kommissionsmehrheit. 

Eintreten war unbestritten. Insbesondere der erste Block hatte es in der Folge aber in
sich, wurde hier doch die zuvor medial stark diskutierte Frage des Endes der Corona-
bedingten Schliessungen in verschiedenen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Bereichen behandelt. Bereits in der Grundsatzdebatte wiesen Esther Friedli (svp, SG)
und Fabio Regazzi (mitte, TI) für die Kommission auf die Unzufriedenheit der Mehrheit
der WAK-NR mit den jüngsten Handlungen des Bundesrat hin: Die Kommission habe
den Bundesrat brieflich darauf hingewiesen, dass sie «eine Schliessung der Läden als
nicht zielführend erachte […]; dies, weil neben den gesundheitlichen auch die
wirtschaftlichen Folgen im Auge behalten werden müssen», und eine umfassende
Öffnung gefordert. Trotz dieser Forderung der WAK-NR sowie weiterer Kommissionen
hatte sich der Bundesrat bisher gegen kurzfristige Öffnungen entschieden, hatte aber
auf den 1. März 2021 einen ersten kleineren Öffnungsschritt vorgenommen. Folglich
versuchte die Kommissionsmehrheit ihre Anliegen mithilfe des Covid-19-Gesetzes
durchzusetzen. 
Das zentrale Anliegen der Kommissionsmehrheit stellte die Öffnung der
Restaurationsbetriebe sowie der öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betriebe
in den Bereichen Kultur, Unterhaltung, Freizeit und Sport auf den 22. März 2021 – den
Tag nach den Schlussabstimmungen zur zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes – dar.
Diese Öffnungen sollten entsprechend ins Covid-19-Gesetz aufgenommen werden. Die
WAK-NR hatte sich zuvor knapp mit 12 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung zu diesem medial
vieldiskutierten und -kritisierten Entscheid durchgerungen. Der Öffnungsplan des
Bundesrates sei der Kommissionsmehrheit zu zaghaft, betonte Friedli. Die
epidemiologische Lage erlaube die Öffnung der Betriebe. Die Schutzkonzepte,
Massentests und Impfungen zeigten Wirkung und die Spitäler seien weniger ausgelastet;
folglich seien die Schliessungen «nicht mehr verhältnismässig». Eine Minderheit I
Burgherr beantragte sogar, den Öffnungstermin auf den 1. März 2021 zu legen, womit
der Antragssteller zwar keine rückwirkende, jedoch eine sofortige Öffnung erreichen
wollte. Alle Indikatoren zeigten – «unabhängig von den harten Massnahmen» von
Dezember 2020 und Januar 2021 – eine Verbesserung der Situation an, gleichzeitig
stiegen die staatlichen Ausgaben stündlich um CHF 6 Mio., ergänzte Burgherr die
Argumente der Kommission. Damit zerstöre man den Schweizer Wohlstand, die
Wirtschaft, die Existenzen von Menschen sowie deren Gesundheit. Es sei zwar
«irgendwie verrückt, dass wir die Termine in dieses Gesetz schreiben müssen, aber
leider ist das inzwischen nötig geworden». Dies sahen eine Minderheit II Grossen (glp,
BE; Art. 8a) und eine Minderheit II Rytz (gp, BE; Art. 8b) anders: Sie beantragten, auf die
Aufnahme dieser zwei Bestimmungen ins Covid-19-Gesetz zu verzichten. Jürg Grossen
bezeichnete ein fixes Öffnungsdatum als «unverantwortlich». Er hatte in den Tagen
zuvor die Schaffung einer Erklärung des Nationalrats, in welcher dieser eine Öffnung auf
den 22. März 2021 forderte, initiiert, eine Verpflichtung zur Öffnung ging ihm aber zu
weit. Auch er wünsche sich den Normalzustand zurück, dieser müsse aber «auch
langfristig Bestand haben. Wir haben es hier aber eben mit einem Virus zu tun, das
nicht das macht, was wir uns wünschen oder was wir ins Gesetz schreiben». Auch
Gesundheitsminister Berset sprach sich gegen die entsprechende Regelung aus: Der
Bundesrat gehe in dieselbe Richtung, in die die Kommission gehen wolle, nehme aber
eine risikobasierte Öffnung vor. Der Unterschied liege entsprechend in der
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Geschwindigkeit. Er wolle nicht das Risiko eingehen, «dass es wieder explodiert, mit
allen Konsequenzen auch für die Spitäler, für die Intensivpflegestationen». Folglich
forderte er weiterhin die Möglichkeit für den Bundesrat, «in Abhängigkeit von der
Situation» über eine Weiterführung der verschiedenen Massnahmen entscheiden zu
können. Der Nationalrat bevorzugte in der Folge in beiden Fragen den Öffnungstermin
des 22. März 2021 gegenüber einer Öffnung auf den 1. März 2021, sprach sich jedoch
anschliessend für die beiden Minderheitsanträge Grossen und Rytz aus und verzichtete
auf die Festschreibung fixer Öffnungstermine (121 zu 69 Stimmen bei 4 Enthaltungen
respektive 122 zu 70 Stimmen bei 3 Enthaltungen). Die Position der
Kommissionsmehrheit fand in der SVP fast vollständig Anklang und wurde überdies von
Minderheiten der FDP.Liberalen- sowie der Mitte-Fraktion unterstützt. 
Neben diesen zwei Hauptartikeln hatte die Kommissionsmehrheit in diesem Block noch
zwei weitere Änderungen vorgeschlagen, nämlich einerseits eine Wiedereröffnung von
Schiessständen mit Schutzkonzepten auf den 22. März 2021, die eine Minderheit Birrer-
Heimo (sp, LU) ablehnte. Die Minderheitensprecherin zeigte sich genervt darüber, dass
«Schiessstände […] noch einen separaten Passus [im Covid-19-Gesetz] erhalten»
sollten. Auch dieser Mehrheitsantrag fand im Plenum nur bei der SVP-Fraktion und
einzelnen FDP.Liberalen- und Mitte-Mitgliedern Zustimmung. Als allgemeinere Regelung
wollte die Kommission andererseits festhalten, dass der Bundesrat einen Lockdown und
eine Homeoffice-Pflicht nur noch «in begründeten Ausnahmefällen» und maximal für
90 Tage erlassen können sollte. Da diese Regelung rückwirkend auf den 1. Dezember
2020 in Kraft treten sollte, wäre die maximale Dauer für Lockdown und Homeoffice-
Pflicht bereits am 28. Februar 2020 abgelaufen – die aktuellen Einschränkungen hätten
folglich auch hier sofort aufgehoben werden müssen. Fabio Regazzi begründete diesen
Entscheid der Kommissionsmehrheit damit, dass ein Lockdown und eine Homeoffice-
Pflicht so weitreichende Massnahmen seien, dass man einerseits eine rechtliche
Grundlage dafür schaffen, diese aber andererseits auch zeitlich begrenzen wolle. Auch
diesen Vorschlag der Kommissionsmehrheit lehnte der Nationalrat jedoch ab;
Zustimmung fand er bei der Mehrheit der SVP- sowie bei Minderheiten der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion. 
Schliesslich beantragte die WAK-NR auch eine vom Ständerat eingefügte Bestimmung,
wonach Kantonen mit guter epidemiologischer Lage und geeigneten Massnahmen
Erleichterungen bezüglich des Lockdowns gewährt werden sollten, zur Annahme. Mit
dieser «Lex Grischun», wie sie der Finanzminister im Rahmen der ständerätlichen
Debatte bezeichnet hatte, sollte die Massentest-Strategie des Kantons Graubünden
gewürdigt werden. Prisca Birrer-Heimo lehnte diesen Antrag ab und erinnerte an den
«Beizen- und Einkaufstourismus in den Kantonen […], gefolgt vom Virustourismus» im
Herbst 2020, als kantonal unterschiedliche Lösungen vorgelegen hatten. Damals sei
bald eine national einheitliche Regelung gefordert worden, weshalb die Kantone gemäss
Schreiben der GDK in dieser Frage mehrheitlich einheitliche Regeln befürworteten.
Hier setzte sich jedoch die Kommissionsmehrheit, unterstützt von der SVP, den
FDP.Liberalen und einer Mehrheit der Mitte-Fraktion, durch.  
Darüber hinaus lagen zahlreiche weitere Öffnungsanträge von
Kommissionsminderheiten oder Einzelpersonen vor. Eine Minderheit Friedli forderte
ein Ende der Homeoffice-Pflicht auf den 22. März 2021 und ein Einzelantrag Aeschi
(svp, ZG) die Wiedereröffnung der Aussenbereiche von Restaurants. In fünf
Einzelanträgen forderte Jean-Luc Addor (svp, VS) ein Ende der Einschränkungen bei
politischen Versammlungen, Versammlungen im Familien- und Freundeskreis oder im
öffentlichen Raum, bei Präsenzveranstaltungen in Bildungseinrichtungen oder bei
Gottesdiensten. Sämtliche Anträge blieben erfolglos und fanden nur bei der SVP-
Fraktion sowie teilweise bei Minderheiten der FDP.Liberalen- und/oder der Mitte-
Fraktion Zustimmung. Hingegen sprach sich der Nationalrat für eine Regelung aus
einem Einzelantrag Rüegger (svp, OW) aus, die es Berufsleuten aus der Landwirtschaft,
dem Bausektor sowie Handwerkerinnen und Handwerkern auf Montage erlaubt, sich in
Gastrobetrieben zu verpflegen. Dies hatte zuvor auch die Petition «Beizen für Büezer»
gefordert. 

Ein weiteres medial stark diskutiertes Thema betraf die Rolle der Covid-19-Task Force.
Die Kommissionsmehrheit wollte die Mitglieder der Task Force im Covid-19-Gesetz zur
Wahrung ihres Rahmenmandats verpflichten. Demnach sollte die nach aussen
gerichtete Kommunikation der Task Force nur noch durch deren Präsidentinnen oder
Präsidenten erfolgen, während die übrigen Mitglieder bei öffentlicher Kommunikation
deklarieren müssten, dass dies ausserhalb ihres Mandats geschehe. Dies sei gemäss
Kommissionssprecher Regazzi nötig, zumal die Task Force ihr Mandat überschreite oder
gar missbrauche, wenn sie den Bundesrat öffentlich belehre oder das Parlament
kritisiere. Eine Minderheit Rytz, welche die Streichung dieser Regelung beantragte,
fürchtete den Glaubwürdigkeitsverlust einer «aufgeklärte[n], liberale[n] Demokratie […],
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wenn sie der Wissenschaft einen Maulkorb umhängen will und naturwissenschaftliche
Tatsachen ignoriert». Balthasar Glättli (gp, ZH) stellte zudem den Nutzen davon, die
bisherige kritisierte Regelung telquel ins Covid-19-Gesetz aufzunehmen, in Frage. Mit
116 zu 78 Stimmen (bei 1 Enthaltung) setzten sich SP, GPS, GLP und eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion durch und lehnten die entsprechende Bestimmung der
Kommissionsmehrheit ab. Erfolglos blieb auch eine ergänzende Forderung von David
Zuberbühler (svp, AR), den Zugang zu den bundesrätlichen Medienkonferenzen in der
Corona-Thematik allen Schweizer Medien, also auch den im Bundeshaus nicht
akkreditierten kantonalen, regionalen oder lokalen Medien, zu eröffnen. Den Kantonen
komme eine wichtige Rolle zu, weshalb auch die entsprechenden Medien die
Möglichkeiten für direkte Rückfragen haben müssten. 

Nicht nur an der Kommunikation durch die Task Force, auch an der Berechnung der
Covid-19-Zahlen störte sich die Kommissionsmehrheit. Entsprechend forderte sie,
dass in die Berechnung der Positivitätsrate neu auch die Resultate von Massentests in
Unternehmen einfliessen sollten. Bisher waren diese nicht integriert worden, weil man
gemäss Bundesrat Berset die administrativen Hürden für die Unternehmen nicht habe
vergrössern wollen. Zudem solle über rückwirkende Korrekturen der Covid-19-
Kennzahlen «offen und transparent» informiert werden. Damit solle die Sicherheit und
die Sichtbarkeit der vorhandenen Informationen gewährleistet werden, argumentierte
Regazzi. Zudem wollte ein Einzelantrag Humbel (cvp, AG) zur Berechnung der
Positivitätsrate ausschliesslich auf PCR-Tests setzen. Eine Minderheit Gysi (sp, SG) tat
diese Anträge der Kommissionsmehrheit und von Ruth Humbel jedoch als
Mikromanagement ab und setzte sich mit dieser Ansicht auch durch. 
Darüber hinaus störten sich die Kommission sowie Thomas Aeschi, Thomas Burgherr
und Nicolo Paganini (mitte, SG) auch allgemein an den Masszahlen, auf denen der
Bundesrat seine Entscheidungen basierte. Die WAK-NR schlug deshalb vor, die zu
berücksichtigenden Masszahlen im Gesetz festzuhalten und dem Bundesrat die
Verwendung eines Ampelsystems mit Grenzwerten, welche eine Verschärfung oder
Lockerung der Massnahmen anzeigen sollten, festzuschreiben. Diese Liste von
Masszahlen der Kommission wollten die Minderheiten- und Einzelanträge weiter
einschränken. Gesundheitsminister Berset wehrte sich insbesondere gegen das
Ampelsystem, zumal der Bundesrat anfänglich Automatismen ausprobiert habe, aber
schnell festgestellt habe, dass er Flexibilität brauche. Stattdessen setze man auf
Richtwerte als Entscheidungshilfen, aber nicht als automatische
Entscheidungsgrundlagen. Zudem seien eben – wie zum Beispiel Thomas Aeschi seine
Forderung, auf die Berücksichtigung der Positivitätsrate zu verzichten, begründet hatte
– die Zahlen nicht immer korrekt; entsprechend brauche es einen «Strauss von
unterschiedlichen Kriterien, und dann braucht es einfach gesunden Menschenverstand
[...], um zu versuchen, einen Entscheid zu fällen». Sowohl der Mehrheitsantrag als auch
sämtliche Minderheits- und Einzelanträge zu diesem Thema wurden abgelehnt, womit
es bei der bundesrätlichen Fassung blieb. 
In eine ähnliche Richtung ging die Idee der Kommissionsmehrheit, dem Bundesrat
Massnahmen wie Contact Tracing, ein tägliches Monitoring als Entscheidungsgrundlage,
Orientierung an nationalen und internationalen Erfahrungen, die Erstellung eines
Impfplans oder Möglichkeiten für Quarantänelockerungen vorzuschreiben. Trotz
Ablehnungsantrag des Bundesrates stimmte die grosse Kammer dieser Regelung zu.
Eine Minderheit Martullo-Blocher (svp, GR) und ein Einzelantrag Addor wollten darüber
hinaus den Bundesrat bei der Ergreifung weiterer Massnahmen mit bedeutenden
volkswirtschaftlichen Auswirkungen dazu zwingen, vorgängig die Zustimmung der
zuständigen parlamentarischen Kommissionen einzuholen. Als Alternative schlug
Philipp-Mathias Bregy (cvpo, VS) in Übereinstimmung mit den parlamentarischen
Initiativen 20.418 und 20.414 vor, eine neue gemeinsame Kommission beider Räte zu
schaffen, die Empfehlungen an den Bundesrat ausspricht, die Sachkommissionen
informiert und die bundesrätlichen Massnahmen evaluiert. Die «politische Eskalation»
verdeutliche die Notwendigkeit einer «zusätzliche[n] legislative[n] Institution». Der
Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag Martullo-Blocher sowie den Einzelantrag
Addor ab, während Philipp-Mathias Bregy seinen Antrag zurückzog. Stattdessen folgte
der Nationalrat einem Vorschlag des Ständerates, wonach neu nicht mehr «die
Kantone», also faktisch die KdK/GDK, sondern die einzelnen Kantonsregierungen in die
Entscheidungen einbezogen werden müssen. Dagegen hatte sich der Bundesrat
gewehrt, zumal es ihm wichtig sei, eine konsolidierte Meinung der Kantone anzutreffen.

Daneben beschäftige den Rat insbesondere auch die Frage der Impfungen, respektive
der Folgen für die Geimpften und Ungeimpften. Der Ständerat wollte bei mit
zugelassenen Covid-19-Impfstoffen Geimpften auf Quarantänemassnahmen verzichten,

01.01.65 - 01.01.22 29ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



was die Kommissionsmehrheit jedoch streichen wollte, zumal nicht alle Impfstoffe
gleich wirksam seien und die Regelung Ungleichheiten schaffe. Eine Minderheit Aeschi,
die dem Ständerat beipflichten wollte, setzte sich äusserst knapp mit 96 zu 96 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) und Stichentscheid von Präsident Aebi (svp, BE) durch. Mit
Minderheits- und Einzelanträgen wollten Thomas Aeschi und Jean-Luc Addor zudem
sicherstellen, dass niemand zu einer Impfung gezwungen oder aufgrund einer
fehlenden Impfung diskriminiert werden darf und die entsprechenden Impfdaten
ausschliesslich für medizinische Zwecke genutzt werden dürfen. Für die Kommission
sprach sich Esther Friedli gegen eine solche Einschränkung aus, zumal diesbezüglich
zuerst noch viele offene Fragen geklärt werden müssten. Die grosse Kammer lehnte
beide Anträge ab und sprach sich stattdessen für zwei Anträge von Regine Sauter (fdp,
ZH) und Lorenz Hess (bdp, BE) aus, wonach der Bundesrat ein international kompatibles
Covid-19-Zertifikat – einen Impf- und Testnachweis (Sauter) –  respektive die
rechtlichen Grundlagen für ein solches Zertifikat (Hess) erstellen sollte. 

Auch eine Ausweitung des vereinfachten Verfahrens zur Unterschriftenbeglaubigung
auf Volksinitiativen hiess der Nationalrat gut. Schliesslich war auch ein
Minderheitsantrag Glättli auf Verpflichtung der Kantone zu Contact Tracing und auf
Gewährung von Bundesgeldern zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Contact
Tracing-Systems erfolgreich. 
Im medial viel diskutierten ersten Block waren somit nur sehr wenige Anträge
erfolgreich: In den meisten Fällen folgte der Nationalrat hier dem Ständerat. Erfolglos
blieben sämtliche Kommissionsanträge, welche die Handlungsfreiheit des Bundesrates
einschränken wollten.

Im zweiten Block, dem gemäss Finanzminister Maurer «teuersten Teil der Vorlage»,
beschäftigte sich der Nationalrat mit den Härtefall-Massnahmen für Unternehmen und
den Verpflichtungskrediten. Dabei bereiteten die Anträge der Kommissionsmehrheit
dem Finanzminister ziemlich sicher Kopfzerbrechen, beantragte sie doch
Mehrausgaben von insgesamt CHF 9 Mrd. Wie bereits in früheren Debatten zum Covid-
19-Gesetz verwies Finanzminister Maurer nochmals darauf, dass der Bund nicht
sämtliche entgangenen Einnahmen, sondern lediglich Härtefälle abgelten könne – die
hier gestellten Anträge würden aber weit über eine Härtefallabgeltung hinausgehen.
Überdies prophezeite er mögliche Rechtsstreitigkeiten in anderen Bereichen, die
weniger grosszügig behandelt würden, zum Beispiel bei den KAE, Studierenden oder
Lernenden. Dabei kritisierte er auch das Vorgehen der Kommission, die teilweise
«wirklich faktenfrei» gehandelt habe, indem sie Entscheidungen getroffen habe, ohne
deren Kosten zu kennen. Nun seien die Kosten aber bekannt, weshalb die
Entscheidungen korrigiert werden müssten. Schliesslich verwies er auf die Beteiligung
der Kantone an diesen Entscheidungen und auf deren starke Belastung durch die
Mehrausgaben. Neben dem Finanzminister störte sich auch die SVP an diesen
Zusatzausgaben und forderte in mehreren Minderheitsanträgen einen Verzicht auf eine
Aufstockung der Härtefallmassnahmen. Er begreife nicht, «dass man auf der einen
Seite, bei den gesundheitspolitischen Massnahmen, dem Bundesrat vollumfänglich
vertraut und daran nichts ändern will, während man auf der anderen Seite den
finanzpolitisch austarierten Stützungsmassnahmen dann derart misstraut», fasste
Albert Rösti (svp, BE) den Unmut der SVP zusammen. Im Gegenzug verwies Esther Friedli
für die Kommissionsmehrheit auf die Probleme bei den Härtefallprogrammen. Diese
habe man nun erkannt und müsse sie folglich beheben.
Die folgende Beratung des zweiten Blocks wurde dann in der Tat zum Albtraum des
Finanzministers. In einem ersten Schritt beschloss der Nationalrat, Härtefallhilfen
unabhängig vom Gründungsdatum der Unternehmen zu sprechen. Der Bundesrat hatte,
unterstützt vom Ständerat, vorgeschlagen, Unternehmen, die nach dem 1. Oktober 2020
gegründet worden waren, nicht zu unterstützen, weil diese mit einem Anstieg der
Covid-19-Erkrankungen hätten rechnen müssen. Der Finanzminister beschilderte diese
Zusatzausgabe der Kommissionsmehrheit mit CHF 300 Mio. 
Darüber hinaus entschied sich der Nationalrat, Härtefallhilfen neu auch Unternehmen,
deren Umsatz während der Covid-19-Pandemie 75 statt 60 Prozent des
durchschnittlichen Umsatzes beträgt, zukommen zu lassen. Gleichzeitig sollten nicht
mehr die gesamte Vermögens- und Kapitalsituation der Unternehmen, sondern nur
noch ihre ungedeckten Fixkosten berücksichtigt werden. In der Praxis sei festgestellt
worden, dass auch Unternehmen mit einem Umsatz leicht unter 75 Prozent des
früheren Umsatzes grosse Probleme hätten und ebenfalls Härtefallunterstützung
benötigten, um überleben zu können. Die Konzentration auf die nicht gedeckten
Fixkosten begründete die Kommissionsmehrheit damit, dass aufgrund der
Berücksichtigung der Vermögens- und Kapitallage «vor der Krise gesunde Unternehmen
faktisch erst unterstützt werden, wenn sie schon fast in Konkurs sind». Dieser
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Entscheid des Nationalrats koste CHF 3.5 Mrd., rechnete der Finanzminister vor, damit
würden 17'000 zusätzliche Betriebe berücksichtigt. 
Etwa CHF 500 Mio. würde der Antrag der Kommissionsmehrheit kosten, die vom
Ständerat geschaffene Pflicht zu streichen, wonach sich Eignerinnen und Eigner von
Unternehmen an den Härtefallleistungen beteiligen müssen, wenn diese CHF 5 Mio.
übersteigen. «Wer ein Härtefall ist, hat ja wohl kaum noch Möglichkeiten, Eigenmittel
einzubringen», argumentierte Esther Friedli für die Kommission und verwies auf die
Ungleichbehandlung gegenüber Unternehmen mit tieferem Jahresumsatz. Auch diesen
Vorschlag der Kommissionsmehrheit nahm der Nationalrat an.
Eine Gewinnbeteiligung des Bundes bei denjenigen Unternehmen mit Jahresumsatz von
über CHF 5 Mio., die A-Fonds-perdu-Beiträge erhalten hatten, hatte der Ständerat tags
zuvor eingeführt. Im Geschäftsjahr der entsprechenden Härtefallhilfe sollen die
Unternehmen in der Folge ihren gesamten Gewinn (maximal jedoch den Betrag, den sie
vom Bund erhalten hatten minus CHF 1 Mio.) dem Bund abgeben müssen. Dagegen
wehrte sich eine Minderheit Badran (sp, ZH), die auf die Definition von «A Fonds
perdu» hinwies, die entsprechenden Leistungen als «Abgeltung für unverschuldeten
Schaden» verstand und sich dagegen wehrte, Unternehmen, die fleissig arbeiteten,
dafür zu bestrafen. Damit würge man Investitionen in die Zukunft ab. Finanzminister
Maurer zeigte gewisses Verständnis für die Argumentation von Badran, sorgte sich
jedoch insbesondere um die Akzeptanz dieser Massnahmen in der Bevölkerung. Auch
hier zeigte sich der Nationalrat grosszügig und folgte dem Antrag Badran, der die
entsprechenden Rückzahlungen auf Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 250
Mio. beschränken wollte. 
Überdies folgte die Mehrheit des Nationalrats dem Ständerat auch bezüglich der
Erhöhung der Höchstbeiträge bei den Härtefallhilfen für Unternehmen mit einem
Umsatzrückgang von über 70 Prozent – eine Minderheit Aeschi hatte 80 Prozent
gefordert. Finanzminister Maurer hatte die Zusatzkosten der beiden Anträge auf CHF
540 Mio. (Mehrheit) und CHF 470 Mio. (Aeschi) beziffert und deren Ablehnung
beantragt. 
Damit hatte der Nationalrat in wenigen Geschäften Zusatzausgaben in Milliardenhöhe
geschaffen. Der Finanzminister sprach einige Tage später davon, dass sich der
Nationalrat «in einen Ausgabenrausch gesteigert» habe – zum Ende der Beratung des
Covid-19-Gesetzes durch den Nationalrat beliefen sich die Zusatzausgaben auf fast CHF
10 Mrd.

Doch nicht nur aus monetären Gründen lehnte der Bundesrat verschiedene von der
Kommissionsmehrheit in diesem Block vorgeschlagene Anträge ab. So störte sich
beispielsweise der Finanzminister bezüglich der von der Kommissionsmehrheit
vorgeschlagenen Präzisierung des Dividendenverbots weniger an deren Kosten als
daran, dass damit im Vollzug Rechtsunsicherheit geschaffen würde – Maurer sprach gar
von einem «Gummiparagrafen». So sollten zwar die Ausschüttung von Dividenden und
die Rückerstattung von Kapitaleinlagen verboten bleiben, aber Ausschüttungen mit
Finanzierungscharakter, für Nachfolgelösungen oder an nicht-mitarbeitende
Familienangehörige, Darlehen oder Lohnvorschüsse erlaubt bleiben. Die aktuelle
Regelung war vor weniger als drei Monaten beschlossen worden, dennoch sprach sich
die Mehrheit des Nationalrats gegen den Widerstand von SVP und FDP für die Änderung
aus. 
Eine weitere Änderung an Massnahmen, die erst gerade in der letzten Session
beschlossen worden waren, schlug die Kommissionsmehrheit beim Handlungsspielraum
der Kantone vor. So hatte das Parlament im Dezember entschieden, dass die Kantone
bei den Härtefallmassnahmen nur Mindestanforderungen des Bundes einhalten
müssen. Nun sollte jedoch eine Pflicht für den Bund zu einer koordinierten Umsetzung
der Massnahmen und für Mindeststandards der Leistungen geschaffen werden. Darüber
zeigte sich der Finanzminister ziemlich verärgert: «Meiner Meinung nach ist dieser
Absatz so ziemlich das Dümmste, was Sie jetzt noch machen können». Der Bund sei seit
dem 1. Dezember 2020 gemeinsam mit den Kantonen dabei, die entsprechenden
Massnahmen auszuarbeiten – das Vorgehen erfolge somit bereits koordiniert. Es habe
lange gedauert, nun sei man aber soweit; folglich mache es keinen Sinn, die Kantone zu
zwingen, jetzt noch einmal von vorne zu beginnen. Die Kommissionsmehrheit störte
sich jedoch an den unterschiedlichen kantonalen Regelungen und setzte sich mit ihrer
Forderung im Nationalrat gegen die SVP, fast die ganze Mitte-Fraktion und einzelne
Mitglieder der FDP-Fraktion durch. 
Abgelehnt wurden hingegen zahlreiche Minderheitsanträge in diesem Block, etwa eine
Minderheit Grossen für eine Erleichterung der Anspruchsvoraussetzungen für
Unternehmen mit sehr hohen Umsatzausfällen, einer Minderheit Regazzi für eine neue
Unterstützungsmassnahme in Form von A-Fonds-perdu-Beiträgen für Betriebe, die
aufgrund von behördlichen Anordnungen geschlossen worden waren, oder eine weitere
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Minderheit Grossen für eine Wiederaufnahme des Solidarbürgschaftsprogramms.
Einsparungen konnte der Finanzminister schliesslich aufgrund eines Einzelantrags
Markwalder (fdp, BE) verzeichnen: Darin wurde gefordert, dass die A-Fonds-perdu-
Beiträge maximal den belegten ungedeckten Fixkosten entsprechen dürfen, bei
Unternehmen mit über CHF 250 Mio. Jahresumsatz maximal 30 Prozent der
ungedeckten Fixkosten. Damit sollten die Härtefallhilfen auf KMU fokussiert werden, da
diese auch besonders stark von den Restriktionen betroffen seien. Zudem sollte eine
staatliche «Überentschädigungen» verhindert werden. Gegen den Willen von SP, GLP
und GP nahm der Rat diesen Antrag an. 
Nicht umstritten war in diesem Block hingegen die Frage zu den Härtefallmassnahmen:
Diesbezüglich schlug der Bundesrat vor, die finanzielle Beteiligung des Bundes an den
Härtefallmassnahmen nicht mehr im Rahmen des Covid-19-Gesetzes, sondern neu in
einem separaten Bundesbeschluss über die Finanzierung der Härtefallmassnahmen zu
regeln. Mit diesem sollte ein Verpflichtungskredit von CHF 8.2 Mrd. genehmigt werden,
wobei CHF 4.2 Mrd. für Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis CHF 5 Mio., CHF 3
Mrd. für grössere Unternehmen und CHF 1 Mrd. als Bundesratsreserve eingesetzt
werden sollten. Mit 192 zu 4 Stimmen nahm der Nationalrat den neuen Bundesbeschluss
deutlich an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 

In einem dritten Block zum Thema «Arbeitslosenversicherung» vertrat
Wirtschaftsminister Parmelin die Position des Bundesrates. Bei den Bestimmungen im
Bereich der ALV lagen verschiedene Änderungsanträge vor. Der Bundesrat hatte
vorgeschlagen, die Höchstdauer für Kurzarbeitsentschädigung zu erhöhen, zumal
Unternehmen, die seit März 2020 ohne Unterbrechung auf KAE angewiesen waren, die
bisherige Höchstdauer Ende August 2021 erreichen würden. Nach dem Ständerat
sprach sich auch der Nationalrat für die Erhöhung aus. Überdies schlug der Bundesrat
eine Streichung der Voranmeldefrist für KAE und rückwirkende
Anmeldungsmöglichkeiten ab dem 18. Dezember 2020 vor, die WAK-NR wollte diese
Rückwirkung bereits ab dem 1. September 2020 ermöglichen und gleichzeitig bis Ende
April 2021 beschränken. Die Unternehmen seien im Dezember 2020 von den schnellen
Schliessungen «überrumpelt» worden, betonte Bundesrat Parmelin, nun sollten sie die
verpassten Anmeldungen nachholen können. Um die kantonalen Ämter zu schonen,
begrenzte der Bundesrat die Rückwirkung aber stärker als die Kommissionsmehrheit,
die sich in dieser Frage jedoch durchsetzte. 
Bezüglich der ordentlichen Leistungen der ALV wollte die Kommissionsmehrheit in
Übereinstimmung mit dem Bundesrat und dem Ständerat 66 zusätzliche ALV-Taggelder
für die Monate März bis Mai 2021 schaffen, um der schwierigen Arbeitsmarktsituation
Rechnung zu tragen. Eine Minderheit Ryser (gp, SG) wollte jedoch auch die Monate
Januar und Februar in diese Bestimmung aufnehmen und die zusätzliche Anzahl
Taggelder auf 107 erhöhen. Damit würden auch Personen unterstützt, die im Januar
ausgesteuert wurden, zumal diese in der Folge kaum Stellen im Detailhandel oder im
Gastgewerbe hätten finden können. «Wären [diese Personen] erst im März ausgesteuert
worden, würden sie von einer Verlängerung profitieren», begründete Ryser den Antrag.
Bundesrat Parmelin und mit ihm auch die Mehrheit des Nationalrats lehnten diese
rückwirkende Massnahme aus Rücksicht auf die ohnehin schon überlasteten
Durchführungsstellen und auf die zusätzlichen Kosten von CHF 1.3 Mrd. ab. Die
Kommissionsmehrheit setzte sich diesbezüglich durch. 
Neben diesen Änderungsvorschlägen des Bundesrates lagen erneut zahlreiche Anträge
links-grüner Minderheiten auf einen Ausbau der KAE vor. Im Zentrum stand
diesbezüglich die Aufstockung der KAE auf 100 Prozent für Einkommen bis CHF 3'470,
wie sie im Dezember 2020 temporär bis Ende März 2021 geschaffen worden war. Eine
Minderheit Ryser verlangte in Übereinstimmung mit mehreren Motionen, die Grenze für
einen 100-prozentigen Anspruch auf CHF 4'000 zu erhöhen. Es habe sich gezeigt, dass
die bisherige Grenze gerade für Familien zu tief liege, «das zieht eine Familie unter die
Armutsgrenze». Ein Einzelantrag von Flavia Wasserfallen (sp, BE) verlangte gar 100-
prozentige KAE für Einkommen bis CHF 4'412, dem Medianlohn im Gastgewerbe. Der
Bundesrat verwies hingegen auf die wachsende Ungleichheit bei der Entschädigung von
Arbeitslosen und Personen mit KAE und lehnte nicht nur die Erhöhung des
entsprechenden Grenzbetrags, sondern auch die Verlängerung dieser Erhöhung bis
Ende Dezember 2021 ab. Thomas Aeschi verwies in der Begründung seines
Minderheitsantrags, mit dem er die entsprechende Regelung im März 2021 auslaufen
lassen wollte, erneut auf die Öffnung der Gastronomie, welche eine solche Lösung
überflüssig mache. Für die Kommission betonte Esther Friedli, dass noch immer viele
Arbeitnehmende von Kurzarbeit betroffen seien und diese Massnahme folglich bis Ende
Juni 2021, nicht aber bis Ende 2021 weiterlaufen soll. Diesem Votum pflichtete der
Nationalrat bei und verlängerte die Dauer der bisherigen Lösung auf Ende Juni 2021.
Sämtliche Minderheitsanträge lehnte er folglich ab. 
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Stattdessen sah eine Minderheit Bendahan (sp, VD) ein Dividendenverbot für den
Zeitraum des Bezugs von KAE vor: Solange ein Unternehmen von öffentlichen Geldern
profitiere, sollten die Aktionärinnen und Aktionäre keine Dividende erhalten,
argumentierte er. Bisher bestand ein Dividendenverbot bereits beim Bezug von
Härtefallhilfe. Bundesrat Parmelin verwies denn auch darauf, dass KAE keine
Subvention, sondern eine Versicherungsleistung seien. Da damit insbesondere die
Arbeitsplätze erhalten werden sollen, wäre eine Regelung, gemäss der ein Unternehmen
zwischen Kurzarbeit und Dividendenzahlungen wählen muss, kontraproduktiv. Zudem
müssten die Unternehmen gerade jetzt Investoren anlocken können. Wie bereits der
Ständerat bei der Schaffung des Covid-19-Gesetzes sprach sich nun auch der
Nationalrat gegen eine solche Regelung aus, die von der SP, der GP und zwei Mitgliedern
der GLP unterstützt wurde. 
Auf grossen Widerstand stiess schliesslich der Vorschlag der Kommissionsmehrheit, zur
Stärkung des Detailhandels an 12 zusätzlichen Terminen Sonntagsverkäufe durchführen
zu können. Deutliche Worte fand die Sprecherin des Minderheitsantrags, Prisca Birrer-
Heimo, die den Antrag als «zynisch» und als «Missbrauch der Covid-19-Gesetzgebung»
bezeichnete. Das Verkaufspersonal, das unter normalen Bedingungen sehr viel leiste,
habe während der Pandemie «noch einen zusätzlichen Effort für die Versorgung mit
Grundnahrungsmitteln geleistet». Dafür seien sie in der ersten Welle beklatscht
worden, während man nun von ihnen verlange, noch verstärkt am Sonntag zu arbeiten.
Und dies ohne dass die Sozialpartner konsultiert worden seien. Auch
Wirtschaftsminister Parmelin verwies auf den starken Widerstand gegen Sonntagsarbeit
in Teilen der Bevölkerung und empfahl den Verzicht auf eine solche Regelung. Knapp
setzten sich die Minderheit und der Bundesrat mit 96 zu 93 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) durch, womit der Nationalrat zusätzliche Sonntagsverkäufe ablehnte. 
In der Folge sprach sich der Nationalrat mit 139 zu 54 Stimmen (bei 1 Enthaltung) dafür
aus, dem ALV-Ausgleichsfonds CHF 6 Mrd. zur Deckung der Kosten für KAE für die Jahre
2020 und 2021 zukommen zu lassen und die entsprechende Ausgabenbremse zu lösen.
Damit sollte verhindert werden, dass sich der ALV-Fonds überschuldet und die
automatische Schuldenbremse in Kraft tritt. Einzig die Mitglieder der SVP lehnten die
entsprechende Regelung ab respektive enthielten sich der Stimme. 

In einem vierten Block behandelte der Nationalrat sämtliche übrigen im Covid-19-
Gesetz geregelten Aspekte der Pandemie. 
Bei den Geschäftsmieten etwa beantragte eine Minderheit Badran, die
Kündigungsfristen bei Mietzinsrückständen auf 90 Tage und bei Pachtzinsrückständen
auf 120 Tage zu verlängern. Im Dezember 2020 sei das Parlament davon ausgegangen,
dass Vermietende und Mietende eine Lösung finden würden, was eine gesetzliche
Regelung unnötig gemacht hätte – dies sei jedoch nicht der Fall gewesen. Insbesondere
grosse Vermietende hätten sich in der Folge «darauf berufen, dass das Parlament hier
offensichtlich keine Einigung wünsche», und den Mietenden bei Verzug mit Kündigung
gedroht. Man müsse nun die Mietenden «bis zum Eintreffen der Härtefallgelder» vor
Kündigungen schützen. Finanzminister Maurer erachtete diese Regelung als mit dem
Covid-19-Gesetz nicht kompatibel, zumal entsprechende Härtefälle in der
Härtefallverordnung geregelt seien – das Anliegen solle folglich dort aufgenommen
werden. Die Minderheit setzte sich jedoch mit 98 zu 90 Stimmen (bei 6 Enthaltungen)
durch. 

Daneben beantragte die Kommissionsmehrheit, die Übernahme von Betriebsstätten
durch ausländische Käuferinnen und Käufer erneut einer Bewilligung zu unterstellen.
Damit solle verhindert werden, dass ausländische Personen die Notverkäufe von
Betrieben während der Pandemie nutzten und dadurch viele Objekte in der Schweiz in
fremde Hände gerieten. Bundesrat Maurer lehnte eine solche Regelung im Covid-19-
Gesetz ab, nicht zuletzt, weil diese Regelung nur bis zum 31. Dezember 2021 in Kraft
sein würde – anschliessend tritt das Gesetz ausser Kraft. Zudem könne eine solch
gravierende materielle Änderung nicht ohne Vernehmlassung und breite Abstützung ins
Gesetz aufgenommen werden. Schliesslich verwies er auf die parlamentarische
Initiative 21.400, der die RK-NR bereits Folge gegeben hatte. Einen Minderheitsantrag
Leo Müller (mitte, LU) auf Streichung der Massnahme war anfangs erfolgreich, nach
einem Ordnungsantrag und einer Wiederholung der Abstimmung sprach sich der
Nationalrat mit 113 zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) jedoch für die von der
Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Regelung aus. 

Im Kulturbereich wollte die Kommissionsmehrheit dem Ständerat beipflichten, der die
bisher geltende Beschränkung der Höhe der Kulturleistungen aufheben wollte. Man
brauche hier analog zu den Härtefallhilfen Flexibilität, argumentierte Esther Friedli.
Finanzminister Maurer fürchtete sich jedoch davor, mit dieser Ausweitung «Tür und Tor

01.01.65 - 01.01.22 33ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



für Forderungen» zu öffnen. Die Mehrheit setzte sich aber gegen einen
Minderheitsantrag Aeschi, der bei der bisherigen Regelung bleiben wollte, durch und
strich die Beschränkung für Härtefallhilfen im Kulturbereich. Zudem beantragte die
Kommissionsmehrheit, bei der Hilfe für Kulturschaffende die Freischaffenden
ausdrücklich zu erwähnen, was eine weitere Minderheit Aeschi ablehnte. Der
Finanzminister verwies auf die schwierige Definition von «freischaffende[n]
Angestellte[n]» und betonte, dass die selbständigerwerbenden Freischaffenden bereits
Anspruch auf den Corona-Erwerbsersatz, Ausfallentschädigung und Notfallhilfe hätten.
Auch hier setzte sich die Kommissionsmehrheit jedoch durch. 
Darüber hinaus schuf der Nationalrat einen von der Kommissionsmehrheit
vorgeschlagenen Paragraphen, der eine Ausfallentschädigung für abgesagte oder
verschobene Veranstaltungen, Messen, Gewerbeausstellungen und Jahrmärkte
zwischen dem 1. Juni 2021 und dem 30. April 2022 vorsah. Damit wollte die
Kommissionsmehrheit einen «Schutzschirm für die Veranstaltungsbranche», wie es
Esther Friedli nannte, schaffen. Dies sollte Kulturunternehmen zur Planung neuer
Veranstaltungen motivieren. Der Finanzminister bekundete zwar seine Sympathie für
die Idee, verwies aber erfolglos auf die daraus resultierenden Vollzugsprobleme. 
Angenommen wurde überdies ein Verbot finanzieller Beiträge an kantonale
Grundeinkommen, womit die Kommission insbesondere die Bundesfinanzierung des
Zürcher Modells der Ausfallentschädigung für Kulturschaffende verhindern wollte.
Jedoch entsprächen weder das Zürcher noch das Basler Modell einem
Grundeinkommen, betonte Prisca Birrer-Heimo, die diesen Artikel wieder streichen
wollte. Durch die Annahme eines befristeten Pauschalbetrags solle lediglich eine
administrative Erleichterung geschaffen werden. Zudem widerspreche der in diesem
Artikel ebenfalls vorgeschriebene detaillierte Nachweis der finanziellen Einbussen der
bisherigen Praxis, wonach finanzielle Einbussen nur plausibilisiert werden müssen.
Knapp setzte sich die Kommissionsmehrheit mit 100 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
durch. 
Einig waren sich Kommissionsmehrheit und Bundesrat schliesslich bei der Frage der
Rückwirkung im Kulturbereich: Hier gäbe es eine Lücke in der bisherigen Gesetzgebung,
die durch eine Rückwirkungsklausel geschlossen werden müsse, erklärte der Bundesrat
und der Nationalrat stimmte ihm zu.

Bei den Härtefallmassnahmen für Sportklubs hatte sich der Ständerat zuvor
entschieden, auf die für den Erhalt von A-Fonds-perdu-Beiträgen nötigen
Einkommensreduktionen bei den Sportklubs zu verzichten. Dieses Vorgehen
unterstützte eine Minderheit Regazzi gegen den Willen der Kommissionsmehrheit,
welche die Einkommensreduktionen beibehalten wollte. Regazzi verwies auf die
Probleme von Klubs mit geringerem Budget. Diese müssten Verträge mit ihren
Topspielern auflösen, welche den Klub in der Folge ablösefrei verlassen könnten,
wodurch diesem Transfereinnahmen entgingen und er an Wettbewerbsfähigkeit
verliere. Deshalb hätten auch kaum Super League-Klubs entsprechende Anträge
gestellt. Mit 130 zu 48 Stimmen blieb der Nationalrat zwar deutlich bei der im Dezember
2020 getroffenen Regelung, der Minderheitsantrag fand jedoch in allen Fraktionen
Zustimmung. 

Im Medienbereich hatte der Ständerat zuvor eine Möglichkeit zur Unterstützung für
private Radio- und Fernsehunternehmen geschaffen, welche auch in der Kommission
nicht umstritten war. Jedoch verlangte eine Minderheit I Rytz statt einer Kann-
Formulierung eine Verpflichtung, während eine Minderheit II Birrer-Heimo die
entsprechenden Zahlungen nicht aus der RTVG-Abgabe tätigen wollte. Regula Rytz
verwies insbesondere auf die Corona-bedingt fehlenden Werbeeinnahmen der
Medienunternehmen, deren Einnahmen trotz zunehmender Mediennachfrage sänken.
Prisca Birrer-Heimo wehrte sich dagegen, dass die privaten Haushalte die
Medienunterstützung durch eine Erhöhung der RTVG-Abgabe finanzieren müssten. Der
Nationalrat lehnte die Änderungsvorschläge von Rytz und Birrer-Heimo indes ab und
folgte damit dem Ständerat. 

Neu hinzugekommen war im Covid-19-Gesetz eine Regelung für Kitas. So schlug der
Bundesrat in Übereinstimmung mit der angenommenen Motion 20.3917 Finanzhilfen für
Kantone vor, welche die entgangenen Betreuungsbeiträge von öffentlich geführten
Institutionen der familienergänzenden Kinderbetreuung übernommen hatten. Eine
Minderheit Aeschi lehnte die neue Finanzhilfe ab, scheiterte damit jedoch.

In diesem vierten Block behandelte der Nationalrat auch das Thema des
Erwerbsersatzes. Im Dezember hatte das Parlament die Zugangsgrenze zu EO von
Umsatzeinbussen von 55 Prozent auf 40 Prozent reduziert, nun wollte die WAK-NR
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einen Schritt weitergehen und Selbständigerwerbstätigen ab Umsatzeinbussen von 20
Prozent Erwerbsersatz bezahlen. Eine Minderheit Mettler (glp, BE) forderte überdies,
die Geltungsdauer des Erwerbsersatzes von Ende Juni 2021 bis Ende Dezember 2021 zu
verlängern. Einmal mehr verwies Minderheitensprecher Aeschi auf die Kosten von
«mehrere[n] hundert Millionen Franken» – CHF 200 Mio. bis Ende Juni 2021, gar
zwischen CHF 600 Mio. und CHF 1 Mrd. bis Ende 2021, wie der Finanzminister daraufhin
auswies. Die Kommissionsmehrheit setzte sich jedoch mit dem Argument durch, dass
auch Personen mit Erwerbsausfall bis 20 Prozent «in ihrer Erwerbstätigkeit als
massgeblich eingeschränkt gelten». Erfolglos blieb hingegen der Antrag auf eine
zeitliche Verlängerung der Massnahme.
Für Diskussionen sorgte auch der Antrag, den im Dezember 2020 geschaffenen
Anspruch auf Überbrückungsleistungen für Personen, die ab dem 1. Januar 2021
ausgesteuert würden (statt erst ab dem 1. Juli 2021), wieder zu streichen. Stattdessen
wollte die Kommissionsmehrheit erreichen, dass diese Personen nicht ausgesteuert
werden, bis sie Anfang Juli 2021 ÜL beziehen können. Eine Minderheit Aeschi
beantragte hingegen, sowohl die im Dezember geschaffene Lösung zu streichen als
auch auf die neue Lösung der Kommission zu verzichten. So seien die für einen
rückwirkenden Anspruch auf ÜL nötigen Strukturen gemäss der Verwaltung noch nicht
vorhanden, unterstützte Daniela Schneeberger (fdp, BL) die Minderheit. Dennoch hiess
der Nationalrat den Antrag der Kommissionsmehrheit gut. 
Eine Regelung für verschiedene Bereiche – KAE, EO, Härtefall, sektorielle Unterstützung
– schlug schliesslich die Kommissionsmehrheit in Übereinstimmung mit einem Antrag
der SGK-NR vor: Neu sollte ein Anspruch auf unverzügliche Vorschüsse geschaffen
werden, wenn Gesuche nicht innert 30 Tagen bearbeitet werden. Bundesrat Parmelin
verwies auf das bereits bestehende beschleunigte, summarische Verfahren bei den KAE
und betonte, eine verzögerte Auszahlung von KAE liege häufig daran, dass die von den
Unternehmen zur Verfügung gestellten Unterlagen nicht vollständig seien. Er unterstrich
zudem die Schwierigkeit, später allfällige zu Unrecht bezahlte Leistungen wieder
zurückzufordern. Der Nationalrat folgte hier dem Antrag der Kommissionsmehrheit und
lehnte einen Antrag Aeschi auf Streichung ab. 

Nach über 10-stündiger Debatte schritt der Nationalrat schliesslich zur
Gesamtabstimmung zur zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes, das in der grossen
Kammer auf deutliche Zustimmung stiess: Mit 143 zu 35 Stimmen (bei 17 Enthaltungen)
nahm der Nationalrat den Entwurf an. Sämtliche Enthaltungen und ablehnenden
Stimmen stammten aus der SVP-Fraktion, von der nur zwei Personen für den Entwurf
stimmten. Als weniger kritisch erachtete die SVP-Fraktion in den Gesamtabstimmungen
den Bundesbeschluss über die Finanzierung der Härtefallmassnahmen nach dem
Covid-19-Gesetz sowie das Bundesgesetz über die obligatorische ALV und die
Insolvenzentschädigung, mit dem der ausserordentliche Beitrag 2021 an den
Ausgleichsfonds geregelt wurde: Diesen Vorlagen stimmten erneut die Mitglieder aller
anderen Fraktionen sowie 11 respektive 25 Mitglieder der SVP-Fraktion zu (150 zu 26
Stimmen (bei 16 Enthaltungen) respektive 165 zu 23 Stimmen (bei 6 Enthaltungen)). 19

Sport

Vom 23. bis zum 25. August 2019 fand in Zug das Eidgenössische Schwing- und
Älplerfest (ESAF) statt, über das in den Medien ausführlich berichtet wurde. In dem
weltweit grössten temporären Stadion der Welt wurde Christian Stucki vor 56'500
Zuschauern zum Schwingerkönig gekrönt. Es handelte sich um das bislang grösste
Schwingfest der Geschichte. Das Budget von CHF 36.5 Mio. entsprach gemäss Presse
dem Sechsfachen von dem, was 1998 in Bern für das damalige Schwingfest budgetiert
worden war. Doch nicht nur die Gelder, sondern auch die Anzahl Zuschauer und
Zuschauerinnen hatte in den vergangenen 25 Jahren stetig zugenommen. Auf dem 105
Fussballfelder grossen Festgelände fanden sich in drei Tagen schätzungsweise 420'000
Personen ein. Im Vorfeld hatte man mit 85'000 Logiernächten gerechnet.
Entsprechend gross war auch die Nachfrage nach Tickets gewesen. Mehr als 180'000
Leute hatten sich für die der allgemeinen Öffentlichkeit zur Verfügung stehenden
Eintrittskarten interessiert. Dies machten sich einige Billettinhaber und -inhaberinnen
zunutze, indem sie die CHF 150 bis CHF 245 teuren Karten auf Internetplattformen wie
Ricardo für bis zu CHF 1'600 für zwei Tickets weiterverkauften. Das
Organisationskomitee ging gegen diese Weiterverkäufe mittels Drohungen vor, mit dem
Ziel die Verkäufer und Verkäuferinnen zu belangen und die weiterverkauften Billette für
ungültig zu erklären.
Der Grund für das breite Interesse der Allgemeinheit am Schwingsport schrieben die
Medien dem Fernsehen zu. Hatte man 2001 noch vor dem Schlussgang zur Endphase
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eines Formel-1-Rennens umgeschaltet, so wäre dies 2019 undenkbar gewesen. Das SRF
konnte mit über einer Million Fernsehzuschauerinnen und -zuschauern und einer
Traumquote von siebzig Prozent einen grossen Erfolg verbuchen. Neben der hohen
Einschaltquote konnte das Staatsfernsehen auch vom für sie ausserordentlich
günstigen Deal mit dem Schwingverband profitieren. Rolf Gasser,
Verbandsgeschäftsführer, wollte zwar keine Zahlen nennen, der Jahresrechnung lässt
sich allerdings entnehmen, dass das SRF dem Verband für die TV-Rechte pro Jahr
lediglich CHF 172'320 entrichten muss – die Verbände des Fussballs und Eishockeys
kassieren vergleichsweise ca. CHF 30 Mio. pro Jahr. Dieser Vertrag läuft noch bis 2022,
der Schwingverband hat allerdings nicht vor, danach an der momentanen Situation
etwas zu verändern. Es sei eine «Win-win-Situation» für beide Seiten, so Gasser in der
Aargauer Zeitung. 
Auch die Schwinger – im Zusammenhang mit dem ESAF erhalten Schwingerinnen kaum
Aufmerksamkeit – selber konnten vom wachsenden Interesse an ihrem Sport
profitieren, denn nun waren auch Sponsoren an ihnen interessiert. 2010 wurde das
Werbeverbot für Schwinger aufgehoben. Innerhalb der Arena mag sämtliche Werbung
zwar immer noch verboten sein, die privaten Werbeeinkünfte wuchsen jedoch
zwischen 2011 und 2019 von CHF 690'000 auf CHF 2.277 Mio. an. Das ESAF selber
konnte dank dem Sponsoring CHF 17 Mio. einnehmen. Zudem gab es so viele Anfragen
von Privaten oder Organisationen, die den Siegermuni Kolin sponsoren wollten, dass
ausgelost werden musste, wem diese Ehre zuteil wurde. 
Verschiedene Zeitungen befassten sich auch mit der Frage, ob Schwingen politisch sei
oder nicht. Währenddem die Aargauer Zeitung feststellte, dass in den vergangenen 25
Jahren mit Ausnahme von Christoph Blocher 1999 alle Hauptredner des
Eidgenössischen Schwing- und Älplerfests Bundesräte waren, griff der Tages Anzeiger
einige Geschichten auf, unter anderem dass das Schwingen, welches ursprünglich
verboten gewesen war, von Berner Aristokraten 1805 genutzt wurde, um die ländliche
Bevölkerung des Oberlandes für sich zu gewinnen. Gemäss dem Autor dieses Artikels
war der Schwingsport «stets politisch, wurde immer schon instrumentalisiert und
eigennützig gefördert». Heinz Tännler (ZG, svp), OK-Präsident des ESAF Zug 2019 und
Regierungsrat des Kantons Zug, kandidierte im Herbst 2019 für einen Sitz im Ständerat.
Er selber erklärte im Vorfeld des Schwingfests, dass die Publizität des Schwingfests
sicherlich nützlich sei, dass sich die beiden Termine aber zufällig kreuzten und er
bereits seit sechs Jahren OK-Präsident des ESAF sei. Wie sich im November 2019 zeigen
sollte, schaffte er trotz des gelungenen Schwingfests den Sprung ins Stöckli nicht. 20

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

In der Sommersession nahm sich auch das Parlament des Themas an: Gemäss
Lehrstellenbarometer waren 27 000 Jugendliche auf der Suche nach einem
Ausbildungsplatz, und auch wenn alle offenen Lehrstellen besetzt würden, fehlten
immer noch 2000. Die grosse Kammer billigte eine Motion Vollmer (sp, BE) (04.3359),
die ein Konzept mit den notwendigen rechtlichen Anpassungen für eine Ausweitung
und Aufwertung der Lehrstellen und Praktikumsplätze in der Bundesverwaltung
verlangte; der Ständerat lehnte das Begehren ab. Der Nationalrat überwies auch zwei
Vorstösse der Zürcherin Galladé (sp): ein Postulat, das einen Massnahmenplan zur
Verbesserung der Lehrstellensituation forderte, und, gegen den Willen von Bundesrat
und Gewerbevertretern, eine Motion, welche die Lehrlingsausbildung im Bundesgesetz
über das öffentliche Beschaffungswesen als Vergabekriterium verankert; bereits im
Frühjahr hatte der Rat einer in die gleiche Richtung zielenden parlamentarischen
Initiative Lustenberger (cvp, LU) Folge gegeben. Chancenlos blieben hingegen drei
weitere Motionen Galladé (sp, ZH): Die erste hatte vom Bundesrat verlangt, eine
Informationskampagne durchzuführen, welche internationale Firmen über das duale
schweizerische Bildungssystem aufklärt und sie motiviert, Lehrstellen anzubieten; da
die Kantone bereits entsprechende Marketingmassnahmen unternehmen, sei ein
Engagement des Bundes laut Bundesrat nicht nötig. Der zweite Vorstoss forderte
Projekte, welche arbeitslosen Jugendlichen den Einstieg ins Erwerbsleben oder in eine
Ausbildung erleichtern; dem hielt die Regierung entgegen, dass das
Berufsbildungsgesetz keine gesetzliche Grundlage für Beiträge an Arbeitslosenprojekte
biete, das Arbeitslosenversicherungsgesetz sehe jedoch entsprechende Massnahmen
vor. In Bezug auf die dritte Motion erklärte der Bundesrat, es seien bereits genügend
Zwischenlösungen und Brückenangebote für Jugendliche ohne Lehrstelle vorhanden,
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die von der Motionärin angeregten Basislehrjahre fügten sich nicht in den bewährten
Berufsbildungsmechanismus ein, da die Jugendlichen ein Bildungsangebot besuchen
würden, ohne über eine vorgängige Zusage zu einer späteren Lehrstelle zu verfügen.
Abgelehnt wurde ferner ein Postulat Hofmann (sp, TG) für eine bessere Gestaltung des
Übergangs von der Volksschule in die Berufsbildung, insbesondere für benachteiligte
Jugendliche; hier existierten laut Bundesrat ebenfalls bereits Angebote. Mit 21:20
Stimmen hiess der Ständerat hingegen eine Motion Berset (sp, FR) gut, welche eine
rasche Umsetzung der individuellen Begleitung von Lehrlingen und Lehrtöchtern mit
schulischen Schwierigkeiten forderte; Bundesrat Deiss hatte vergeblich vor einem
Eingriff in die Kompetenzen der Kantone gewarnt. 21

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Weiter überwies der Ständerat im Berichtsjahr ein Postulat Berset (sp, FR), welches die
Übersetzung der Internet-Übertragung von Ständeratssitzungen in allen
Landessprachen verlangte. Im Gegensatz zu den Nationalratsdebatten, welche per
Internet in den Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch ausgestrahlt
werden, erfolgt die Übertragung der Ständeratsdebatte bisher ohne Übersetzung. 22

POSTULAT
DATUM: 17.06.2010
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Eher unerwartet konnte die SP auch bei den Ständeratswahlen zulegen. Die zwei
Sitzgewinne in den Kantonen Aargau (Bruderer) und St. Gallen (Rechsteiner) und die
Rückeroberung des Berner Sitzes (Stöckli), den die SP aufgrund der Ersatzwahl für
Bundesrätin Sommaruga im Frühjahr noch an die SVP verloren hatte, sorgten dafür,
dass die Sozialdemokraten die höchste Zahl an Ständeratsmandaten in ihrer Geschichte
erreichten. Mit elf Mandaten war man in der kleinen Kammer neu sogar gleich stark wie
die FDP. Die acht Sitze in den Kantonen FR (Berset), SO (Zanetti) BS (Fetz), BL (Janiak),
VD (Savary), NE (Berberat), GE (Maury Pasquier) und JU (Hêche) konnten relativ
problemlos verteidigt werden. Nur im Kanton Waadt musste die SP in einen zweiten
Wahlgang. Ohne Erfolg blieben die Sozialdemokraten in den Kantonen ZH, LU, OW (mit
der Juso), ZG, SH, TG, TI und VS. 23

WAHLEN
DATUM: 07.12.2011
MARC BÜHLMANN

Im September erklärte Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihren Rücktritt. Die SP konnte
dadurch eine im Wahlkampf nicht unwichtige, verstärkte Medienaufmerksamkeit
generieren, da das Karussell mit den potentiellen Nachfolgerinnen und Nachfolgern
relativ rasch zu drehen begann. Früh gab die Partei bekannt, nur Kandidierende aus der
lateinischen Schweiz zu berücksichtigen. Schliesslich entschied sich die Fraktion für ein
Zweierticket mit dem Staatsrat Pierre-Yves Maillard aus dem Kanton Waadt und dem
Freiburger Ständerat Alain Berset. Obwohl die SVP bei den Bundesratswahlen im
Dezember schliesslich beide Sitze der SP angriff, wurden sowohl Simonetta Sommaruga
im ersten Wahlgang bestätigt als auch Alain Berset bereits im zweiten Umgang gewählt.
Sommaruga behielt das EJPD und Berset übernahm das EDI. 24

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2011
MARC BÜHLMANN
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10) NLZ, 21.5., 31.5. und 11.6.11; NZZ, 18.6.11; NLZ, 19.8.11; TA, 12.10.11; NLZ, 24.10.11; Presse vom 24.10.11; www.zg.ch;
Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch).
11) TG, 22.1.11; BaZ, 8.4.11; TA, 12.10.11; Presse vom 24.10.11; vgl. SPJ 2007, S. 62 f.; www.fr.ch; Bundeskanzlei
(www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch).
12) BO CE, 2007, p. 180 ss., 674 ss., 769 ss. et 951 ; BO CN, 2007, p. 782 ss., 1296 ss., 1411 s. et 1732 s. ; FF, 2007, p. 6787 ss. 
13) BO CE, 2007, p. 180 ss., 674 ss., 769 ss. et 951 ; BO CN, 2007, p. 782 ss., 1296 ss., 1411 s. et 1732 s. ; FF, 2007, p. 6787 ss. 
14) LT, 20.5.08.
15) AB SR, 2005, S. 1078 ff.; Presse vom 10.11.05
16) Entwurf des Bundesgesetzes über die Steuervorlage 17; Erläuternder Bericht zur Vernehmlassung der Steuervorlage 17;
Medienmitteilung zur Vernehmlassung der Steuervorlage 17; TA, 25.2.17; SoZ, 26.2.17; NZZ, 22.4., 28.4.17; AZ, 29.4.17; AZ, LT,
LZ, TG, 2.6.17; NZZ, 3.6.17; BZ, 6.6.17; TA, 10.6.17; NZZ, 12.6., 6.9.17; BZ, 7.9.17; LT, 8.9.17
17) AB NR, 2009, S. 302 ff., 1073 ff. und 1309; AB SR, 2009, S. 404 ff., 626 f. und 732.
18) AB NR, 2007, S. 1861 ff., 1871 ff., 1876 ff., 1902 ff., 1911 ff. und 1927 ff; AB SR, 2007, S. 1129 ff.; AB SR, 2007, S. 967 ff. und 971
ff.; AB NR, 2007, S. 2017.; Eidg. Finanzverwaltung, Bundesbeschlüsse über den Voranschlag 2008, Bern 2008.
19) AB NR, 2021, S. 220 ff.; Entwurf des Bundesbeschlusses über die Finanzierung der Härtefallmassnahmen; Entwurf für
eine Änderung des Bundesgesetzes über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung
20) So-Bli, 21.4.19; BaZ, TA, 11.5.19; AZ, 17.6.19; Blick, 12.7.19; TA, 23.7.19; WW, 15.8.19; AZ, SGT, 19.8.19; AZ, TA, 23.8.19; TA,
24.8.19; AZ, 26.8.19
21) AB NR, 2005, S. 160 und 758 sowie Beilagen I, S. 448 ff. und Beilagen III, S. 104.; AB NR, 2005, S. 51 ff., 862 ff., 897 ff.,
907 f., 936 ff. und 1990 sowie Beilagen IV, S. 66 f.; AB SR, 2005, S. 497 ff. und 1076 ff.; Mo. 04.3014; Mo. 04.3061; Mo. 05.3216
22) AB SR, 2010, S. 706 f. 
23) Presse vom 24.10., 28.10., 13.11., 21.11., 28.11. und 5.12.11; NZZ, 7.12.11.
24) Presse vom 8.9., 26.11. und 15.12.11.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 38


